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Gemeindebeaimten⸗ und Fürſorgegeſetz
NIn der 41. öffentlichen Sitzung der 2. Kam⸗

mer ( 40 . April 1918 ) gelangte der Bericht der

Kommiſſion für Juſtiz und Verwaltung ſowie der

Antrag der Abg . Kopf und Gen . , die Dienſt⸗ u.

chtsverhältniſſe der Gemeindebe⸗

amten betr . zur Beratung . Mit Rückſicht auf
die Wichtigkeit dieſer Angelegenheit und den Um⸗

und,
daß die amtl . Berichte nur wenigen unſerer

zugänglich ſind , laſſen wir die Ausführungen
rtlaut nach hier folgen :

Berichterſtatter Abg . Wiedemann ( Zentr . ) :
Die Herren Abgg . Kopf und Gen . haben den

Antrag auf eine geſetzliche Regelung der Dienſt⸗
und Rechtsverhältniſſe der Gemeindebeamten ge⸗
ſtellt . Sie finden den Antrag in der Druckſache
Nr . 22 e. Der Antrag hat vier Teile . Der erſte
Teil verlangt, daß in — Anwendung des

tlichen Beamtenge zes die dienſtlichen und
chen Verhältniſſe der Gemeindebeamten und

Ge bedienſteten , insbeſondere das Diszipli
narrecht , geordnet werde . Der zweite Teil des An⸗

trags verlangt Mindeſtbeträge für die dienſtliche
Entlohnung derſelben. Der dritte Teil verlangt
eine Beitragsleiſtung des Staates an die Angeſtell⸗

n der kleineren Gemeinden für Wahrnehmung
eſchäften des Reichs und des Staats . Der

letzte Teil des Antrages verlangt , daß in das
neue Gemeindebeamtengeſetz die Ruhegehalts⸗ und

Hinterbliebenenſürſorge hineingearbeitet werde .
Die Kommiſſion für Juſtiz und Verwaltung

hat dieſen Antrag eingehend beraten , und im Auf⸗
trage der Kommiſſion habe ich einen ſchriſtlichen
Bericht erſtattet . auf den ich verweiſſen kann . Ich
kann mich deshalb auch in meinen Ausführungen
auf wenige Bemerkungen beſchränken . Der Auf⸗
gabenkreis der Gemeinden iſt im Laufe des Krie⸗

ges ungeheuer gewachſen . Nicht bloß ſind es Ge⸗

meindeangelegenheiten , welche die Gemeindebeam⸗

ten beſchäftigen , ſondern es ſind auch Angelegen⸗
heiten des Reichs , welche den Gemeindebeamten
zur 1 ührung übertragen werden , und es iſt

8, gerütteltes Maß von Arbeit , das den
Webeamten dem Bürgermeiſter und Rat

ſchreiber ſowie den übrigen Gemeindebeamten auf⸗
geladen wird . Die Gemeindebeamten —ich ver⸗
ſtehe darunter auch die Gemeindebedienſteten —

üſſen das Rückgrat in der Gemeindeverwaltungſie müſſen die Ger vähr bieten für eine
richtige , den Geſetzen und Verordnungen ſpre⸗
chende Ausführi 10 dder Beſtin umungen . Ihnen ob⸗
liegt die Vorbereitung und die Ausführung der

ſchlüſſe der Ger iee Ihnen obliegt der
Sicherheitsdienſt , das Gemeindeinan izweſen , alſo
die Auff tellung des Voranſchlags , die Ausführung
des Voranſchlags , die Verwaltung der Gemeinde⸗
anſtalten uſw . Angeſichts dieſer gewaltigen Leiſt
ungen , die die Gemeindebeamten heute bei dem
beſchränkten Perſonal auszuführen haben , iſt es
ihnen nun nicht zu verargen , wenn ſie danach
ſtreben , ihre wirtſch aftlichen und ihre ſozialen Ver
hältniſſe zu verbeſſern . Man redet heutzutage —0auch von einer Gemeindebenmtenbelwebung. Wenn
man von einer Beamtenbew begung im allgemeinen
hört , ſo denkt man da Zune ächſt an die Reichs⸗ und
Staatsbeamten . Daß ſi ch aber auch die Gemeinde
beamten Abemen ßen und ihre * zum

Ausdruck bringen , das iſt eigentlich bis vor ⸗
gen Jahren etwas neues geweſen . Und doch handelt
es ſich auch hier um einen Stand , oem gerade jetzt
im Kriege eine große Bedeutung zukommt , und um
einen Stand , der einen großen Kreis von Be
rufsgenoſſen umfaßt . Die badiſchen Gemeindebe
amten⸗ und Gemeindebedienſteten haben ſich in
einem Verband zuſammengeſchloſſen , und dieſer
Verband bezweckt die Hebung ihrer rechtlichen und
wirtſchaftlichen Verh ältniſſe . Die Rechtslage unſe⸗
rer Gemeindebeamten iſt zurzeit eine recht unklare .
Sie richtet ſich im weſe ntlichen nach den
ungen der und S tädteordnung . D ie Be⸗
ſoldungsverhältniſſe ſind nur in ſeltenen Fällen
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ausreichend und entſprechen einem angemeſſenen
Lebensunterhalt nicht mehr . Eine Verbeſſer⸗
ung der Anſtellungsverhältniſſe , eine we⸗

ſentliche Einſchränkung der Anſtellung auf
Kündigung , die Anrechnung früherer Dienſt⸗

jahre , eine beſſere Gehaltsregelung , eine Um⸗

geſtaltung des Disziplinaroerfahrens uſw . , das ſind
alles Fragen , die heute die Gemeindebeamten be⸗

ſchäftigen . Es mag wohl Kreiſe geben , die dieſen

Forderungen gegenüber ſich ablehnend verhalten
und dieſe Wünſche als einen Eingriff in die Selbſt⸗
verwaltung der Gemeinden betrachten . Es ſoll das

aber kein Eingriff in die Selbſtverwaltung ſein ,
wenn ſich die Gemeindebeamten auch rühren . Es

darf auch betont werden , daß der Begriff Selbſt⸗

verwaltung nicht bloß Rechte in ſich birgt ,

ſondern daß er auch Pflichten enthält . Es muß
anerkannt werden , daß viele Gemeindeverwalt⸗

ungen in Baden in der Fürſorge für ihre Ge —

meindebeamten Hervorragendes geleiſtet haben und

insbeſondere inbezug auf die Gewährung der Teue⸗

rungszulagen vollſtändig mit dem Stekat parallel
gegangen ſind . Auf der anderen Seite darf aber

auch nicht verſchwiegen werden , daß es Gemeinden

gibt , die ſich in dieſer Beziehung ihrer Pflicht gar
nicht bewußt waren . Angeſichts der Arbeitsleiſtung
der Gemeindebeamten darf man es ihnen alſo nicht

verübeln , wenn ſie wiederholt ſchon an den Landtag
herangetreten ſind um Verbeſſerung ihrer Verhält⸗

niſſe . Sie ſuchen nicht bloß Verbeſſerung ihrer
Gehaltsverhältniſſe , ſie ſuchen auch für ihre Zu⸗

kunft und die Zukunft ihrer Angehörigen ſich ſicher⸗
zuſtellen ; kurz , ſie wollen , ſoweit ſie ihre Arbeits⸗

kraft ganz der Gemeinde widmen , eine ähnliche

Stellung ſich erwerben , wie ſie die Staatsbeamten

haben , und ſie gehen da von dem Standpunkt aus :

Gemeindedienſt iſt gleichbedeutend mit Staats⸗

dienſt .
Der Landesverband der dadiſchen Gemeinde —

beamten hat ſchon am 10. März 1910 ſich mit

einem Geſuch an die Volksvertretung gewandt und

hat um die Schaffung eines Gemeindebeamtenge —

ſetzes gebeten . Die Großh . Regierung hat dieſem
Geſuch entſprochen , ſoweit es damals möglich

war , und hat Veranlaſſung genommen , bezüglich
der Ratſchreiber und Gemeinderechner an die Be⸗

zirksämter Weiſungen zu geben , um eine Beſſer⸗
ſtellung der gering beſoldeten Gemeindebeamten

herbeizuführen . Die Mehrzahl der Gemeinden hat
dieſen Anregungen entſprochen ; aber doch noch

eine ziemliche Anzahl von Gemeinden hat für die

Gemeindebeamten gar nichts getan . Die Großh .

Regierung hat ſich aber dem Wunſch auf Schaff⸗
ung eines beſonderen Gemeindebeamtengeſetzes ge⸗

genüber ablehnend verhalten , ſie hat die Aufſtell⸗
ung eines Gemeindebeamtengeſetzes für untunlich

bezeichnet , insbeſondere hat ſie es abgelehnt , den

Gemeinden einen Gehaltstarif vorzuſchreiben . Sie

hat das damit begründet , daß in den Gemeinden

die Verhältniſſe doch ſehr verſchieden gelagert ſeien .
Sie hat weiter darauf hingewieſen , daß eine große
Anzahl von Ratſchreibern im Fürſorgegeſetz ſchon
eingegliedert ſei und daß dort für ihre Zukunft
geſorgt ſei . Die Petitionskommiſſion hat im Jahre
1910 am 14 . Juni einen Bericht erſtattet ( Be⸗
richterſtatter war der verſtorbene Abg . Schmidt⸗

Karlsruhe ) und hat die betr . Petition der Regier⸗

ung zur Kenntnisnahme überwieſen . Die Petions⸗

kommiſſion hat damals den Standpunkt vertreten ,

daß ſie eine ſchematiſche Regelung für die Dienſt⸗

und Rechtsverhältniſſe der Gemeindebeamten nicht

für wünſchenswert erachte , ſie hat aber den Wunſch
ausgedrückt , daß die Regierung dieſe Beſtrebungen
weiterhin im Auge behalten möge . Dieſem Wunſch

hat die Regierung auch entſprochen und hat auch

weitere Schritte getan , um die Verhältniſſe der Ge

meindebeamten zu beſſern . Am 24 . Mai 1914 —

es war alſo noch kurz vor Ausbruch des Krieges
— fand hier im großen Saal der Feſthalle in

Karlsruhe der 1. Badiſche Gemeindebeamtentag

ſtatt , der als Gegenſtand der Tagesordnung hatte ,

die Schaffung eines Gemeindebeamtengeſetzes . Die

beiden Referenten , der Herr Abg . Bitter und

meine Wenigkeit , haben über dieſe Materie Vor

trag erſtattet . Auch die Großh . Regierung hatte
einen Vertreter entſandt . Ich muß ſagen , daß
die damaligen Verhandlungen einen ruhigen , ſach⸗
lichen Verlauf nahmen und einen guten Eindruck

hinterlaſſen haben . Von den Parteien der 2. Kam⸗

mer des Landtags waren verſchiedene Vertreter

erſchienen und von jeder Partei hat ein Vertreter

auch das Wort genommen . Der ſtenographiſche
Bericht iſt ſeinerzeit den Mitgliedern zugegangen .

Bei dieſem Anlaß hat der Vertreter der Großh .

Regierung Herr Geh . Oberregierungsrat Kamm

ſich auch geäußert und hat geſagt , daß die Großh .
Regierung die Beſſerung des Gemeindebeamten⸗

rechtes mit ſteter Aufmerkſamkeit und unabläſſig
verfolgen werde und er hat auch zum Ausdruck

gebracht , daß ſie die Gemeindeverfaſſung nicht als

eine ſtarre , unabänderliche anſehe . Der Herr Ober⸗

bürgermeiſter Siegriſt von Karlsrube bat ſich
auch zu dieſer Sache geäußert und hat den Satz

ausgeſprochen , daß die Städte inbezug auf die

Verſorgung der Gemeindebeamten vorbildlich vor⸗

angegangen ſeien , und daß ſie alles tun , um tüch⸗

tige Gemeindebeamten zu bekommen . Oberbürger⸗

meiſter Siegriſt ſagte weiter , daß die Gemeinden

heute beſtrebt ſein müßten , tüchtige , geſchulte , zu⸗

verläſſige und unabhängige Gemeindebeamte zu

bekommen , und er glaubte , wenn die Gemeinden

den Wünſchen der Gemeindebeamten nicht entſpre⸗

chen , dann müßte eben die Klinke der Geſetzgebung
in die Hand gegeben werden .

In der 85 . Sitzung der 2. Kammer , am 8.

Juni 1914 , kurz bevor der Landtag auseinander⸗

ging , hat der Herr Abg . Muſer namens ſeiner

Freunde einen Antrag geſtellt und hat die Regier⸗

ung erſucht um Schaffung eines Gemeindebeamten⸗

geſetzes . Dieſer Antrag konnte in der Juſtizkom⸗

miſſion wegen des nahen Landtagsſchluſſes nichk
mehr behandelt werden . Die Großh . Regierung hat

ſich aber zu dieſem Antrag geäußert und hat da⸗

mals ausgeſprochen , daß ſie in die Prüfung der

Frage der Schaffung eines Gemeindebeamtenge⸗

ſetzes eingetreten ſei , daß ſie eine Reviſion des

Fürſorgegeſetzes in Ausſicht genommen habe . Was

die Feſtſetzung der Gehälter der Gemeindebeamten

betrifft , ſo hat die Regierung geglaubt , dieſe Frage
könne auf geſetzlichem Wege nicht geregelt werden ,

ſie überlaſſe das dem Beſchluß der Gemeindever⸗

tretung . In der ( crſten Kammer iſt dieſe Petition

damals nur noch berührt worden , ſie iſt auch

nicht mehr in aller Form behandelt worden . Aber

der Berichterſtatter , Hr . Bürgermeiſter Dr . Weiß ,
der über einige Petitionen betreffs des Fürſorge⸗
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geſetzes Berichterſtatter war , hat ſich in einem

kurzen Satz über die Petition geäußert und hat
gemeint , daß die Gemeinden nicht damit einver⸗
ſtanden ſein würden , daß das Fürfſorgegeſetz ſowohl ,
als die einſchlägigen Beſtimmungen der Gemeinde⸗
ordnung ganz in ein neues Geſetz aufgenommen ,
alſo ganz aufgeſchluckt werden ſollen durch ein
neues Geneindebeamtengeſetz . Dahin zielt derj etzt
zur Beratung ſtehende Antrag auch nicht , daß das
Fürſorgegeſetz von der Bildfläche verſchwinden ſoll .
Die Antragſteller ſind hier der gleichen Anſicht wie
ſie ſeitens der Regierung in ihrer heutigen Ant⸗
wort zum Ausdruck gebracht wird .

Bei der Beratung des vdorliegenden Antrags
wurde auch darauf hingewieſen , daß die Gehälter
mancher Gemeindebeamten —dazu rechne ich zu⸗
nächſt auch die Bürgermeiſter danz minimal
ſeien . Es wurde mitgeteilt , daß manche Bürger⸗
meiſter noch nicht einmal 200 M. im Jahre be⸗
ziehen , und es wurde vom Berichterſtatter der
Wunſch ausgeſprochen , daß doch ein Mindeſtgehalt
von 300 M. feſtgeſetzt werden ſolle . Die Mindeſt⸗
gehalte ſollten ſich im übrigen nach den örtlichen
Verhältniſſen regeln . Die Feſtſetzung der Sätze
ſollte weiterhin noch als Maßſtab die Einwohner⸗
zahl in Betracht ziehen , den ortsüblichen Taglohn ,
zum Vergleich auch den Gehaltstarif der Reichs⸗
und Staatsbeamten . Weiterhin jollte auch die
Frage zur Berückſichtigung herangezogen werden ,
ob ſich in der Gemeinde Induſtrie niedergelaſſen
habe , oder ob viele Gemeindeeinrichtungen eine er⸗
höhte Tätigkeit der Gemeindebeamten nötig ma⸗
chen . Es muß auch darauf hingewieſen werden , daß
im allgemeinen Teuerungszulagen an die Gemein⸗
debeamten nicht bezahlt worden ſeien , und daß hier⸗
in doch auch eine Beſſerung anzuſtreben wäre . Am
Bürgerausſchuß fehle es meiſtens nicht , es ſei mei⸗
ſtenteils nur die ſogenannte „ Volksſtimme “ , das
iſt die breite Maſſe der Bevölkerung , ie daran Kri⸗
tik übe , wenn einmal Gemeindebeamten eine kleine
Aufbeſſerung zuteil werde . Man müſſe doch auch
daran denken , daß die Gemeindebeamten heute
nicht bloß am Werktag bis tieflin die Nacht hinein
auf dem Rathaus arbeiten infolge der vielen kriegs⸗
wirtſchaftlichen Maßnahmen , ſondern daß ſie auch
den Sonntag meiſt noch auf dem Rathaus zubrin⸗
gen . Das Disziplinarrecht , das auch noch
ein Teil der erſten Frage iſt , iſt ſtiefmütterlich ge⸗
regelt und unklar . .

Was die Verſorgungsberechtigung
anbetrifft , ſo kann man heute fünferlei Gruppen
unterſcheiden . Die eine Gruppe ſind die Beamten
der Städte der Städteordnung ; bei dieſer Gruppe
ſind die Verhältniſſe im allgemeinen befriedigend
geregelt nach dem ſtaatlichen Beamtengeſetz . Eine
andere Gruppe ein kleiner Teil der Gemeindebe⸗
amten , unterſteht dem Fürſorgegeſetz . Eine dritte

Gruppe unterſteht der Gemeinde⸗ bezw . der Städte⸗

ordnung . Eine weitere Gruppe , die Gemeindebe⸗
dienſteten , unterſtehen der Reichsverſicherungsord⸗
nung , und bei anderen Gemeindebeamten wird die

ganze Frage durch Privatverträge geregelt . In
den Nachbarſtaaten Württemberg und Bayern iſt
dieſe Angelegenheit im allgemeinen zufriedenſtel⸗
lend gelöſt , und auch in Preußen hat dieſe Frage
jedenfalls auch weitere Fortſchritte gemacht .

Was nun den dritten Punkt betrifft , der dahin
geht , einen Reichs⸗ oder Staatszuſchuß

an die Gemeinde zu gewähren , ſo hält die Kommiſ⸗
ſion in ihrer großen Mehrheit dieſen Antrag für
berechtigt und wünſcht , daß Reich und Staat an
die Gemeinden gewiſſe Beiträge leiſten ſollten . Der
Staat gewährt beiſpielsweiſe auch ſchon Beiträge
an die Gemeinden für Schullaſten und zwar von
einem gewiſſen Umlageſatz ab . Auch für andere
Zwecke erhalten manche Gemeinden Staatsbeiträge
und ſo könnten Reich und Staat auch an leiſtungs⸗
ſchwache Gemeinden Beiträge leiſten . Es wird die⸗
ſer Wunſch damit begründet , daß das Rathaus
heutzutage viele Geſchäfte des Reichs und des
Staats mit zu beſorgen hat . Es wird darauf hin⸗
gewieſen , daß das Gemeinderathaus mitzuwirken
hat bei der Bearbeitung der Militärangelegenhei⸗
ten , bei der Durchführung der Reichsverſicherungs⸗
ordnung , bei der Aufſtellung der Schöffen - und
Geſchworenenliſten , der Wählerliſten für den
Reichstag und für den Landtag , bei Volks⸗ , Vieh⸗ ,
Berufs⸗ und Gewerbezählungen und bei den vielen
ſtatiſtiſchen Erhebungen , die heutzutage in ſo großer
Zahl vorgenommen werden müſſen . Von Entloh⸗
nung für alle dieſe Arbeiten iſt im allgemeinen
keine Rede .

Inſer früherer Kollege , der Herr Abg . Dr .
Zehnter hat auch ſchon wiederholt auf die Lage
der Landbürgermeiſter hingewieſen und in Wort
und Schrift einen Staatsbeitrag zur Entlohnung
für die reiche Arbeit der Landbürgermeiſter ver⸗
langt . Auch ſer hat in der Begründung geltend
gemacht , daß heutzutage die Landbürgermeiſter
viele Reichs - und Staatsgeſchäfte beſorgen müſſen .
Auch in Preußen hat der Abg . Dr . Heß vor nicht
ſo langer Zeit einen Antrag geſtellt , der dahin geht ,
Maßnahmen zu treffen , durch welche auf dem Wege
der Vermittlung durch die Provinzialverwaltung
leiſtungsſchwachen Gemeinden Mittel zur Verfüg⸗
ung geſtellt werden , um den Gemeindebeamten
auskömmliche Kriegsteuerungszulagen zuteil wer⸗
den zu laſſen . Auch im ſächſiſchen Landtag wurde
ein ähnlichen . Wunſch geäußert . Deshalb glaubt
Ihre Kommiſſion in ihrer Mehrheit , dieſen An⸗
trag aufrecht erhalten zu müſſen .

Von einer Seite — ich habe darauf ſchon
hingedeutet — wurden Bedenken gegen die ver⸗
langten Staatsbeiträge erhoben . Ein weiteres
Mitglied verlangte , daß auch an die Städte
Staatsbeiträge zu zahlen ſeien .

Die Gr . Regierung hat ſich zu dieſem
Antrag der Abgg . Kopf und Gen . ſchriftlich ge⸗
äußert . Im allgemeinen hat ſie die Anregung
ſympathiſch aufgenommen und im allgemeinen
auch ihr Wohlwollen gezeigt . In ihrer Zuſchrift
erkennt ſie an , daß die Beſtimmungen der Ge⸗
meindeordnung über die Dienſt⸗ und Rechtsver⸗
hältniſſe der Gemeindebeamten nicht mehr dus⸗
reichend ſeien ; ſie hält es für notwendig , daß die
Frage der dienſtlichen und rechtlichen Stellung
der Gemeindebeamten eine Aenderung erfahre , daß
dieſe Frage einer Neuordnung unterworfen werden
ſolle . Von der Regierung wurde ſchon im Jahre
1916 der Entwurf eines Geſetzes , das ſich auf
die Gemeindebeamten bezog , ausgearbeitet : die⸗
ſer Entwurf befaßte ſich mit den Rechtsverhält⸗
niſſen der Gemeindebeamten , außerdem auch mit
deren dienſtpolizeilichen Verhältniſſen . Im allge⸗
meinen hat ſich dieſer Entwurf an das badiſche
Beamtengeſetz angelehnt . Der Entwurf wurde dem
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Verband der mittleren Städte als auchdem Land

gemeindeverband , zur Begutachtung vorgelegt . Die
befragten Städte — und der Landgemeindeverband
— haben ſich dazu geäußert und die Regierung

teilt mit , daß ſie von dieſen Seiten wertvolles

Material für den künftigen Geſetzentwurf bekom⸗

men hat . Es iſt anzuerkennen , daß die Regierung

in dieſer Frage entgegenkommend iſt .

Ablehnend hat ſich die Regierung gegenüber

dem Wunſche auf Gewährung von Staatsbeiträgen

verhalten .
Was nun das Verlangen auf Feſtſetzung eines

Mindeſtgehaltes , eines Mindeſtlohnes , betrifft , ſo

glaubte die Regierung , daß ſie nicht eine gewiſſe

Summe feſtſetzen ſolle . Sie hält dieſen Antrag

für undurchführbar . Sie weiſt auf die großen

Verſchiedenheit der Gemeinden , auf das verſchie⸗

dene Maß der amt 1 Arbeiten , auf den Um⸗

fang der Nebenbeſck ng der Gemeindebeamten
if die ungleichen ingsverhältniſſe und auf

leiche L igkeit der einzelnen Ge⸗

n hin . Die ierung glaubt , daß , wenn

en ſollte , dieſer

den Gemeinde
Sie weiſt

allen würde , daß

t damit ehkwaäne

ar im Entwurf der

ſo minimal au

beamten doch
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auf iberg hin : Dort

wü iſchen Gemeindeordnung von 1902 ein

hen , es waren alſo dort An⸗

höchſtgehalte feſtgeſetzt Die

ung habe aber dieſem Entwurf nicht
2

Gr . Regierung glaubt , es ſei
ikünftigen Gemeinde⸗

beamtengeſetz en verpflichtet würden ,

für ihre Angeſt für ihre Bedienſteten

einen Gehaltstarif , ſei es im Anſchluß an eine

Dienſt⸗ oder Gehaltsordnung , ſei es durch beſon

ndebeſchluß , aufzuſtellen . Eine weitere

Gehe men vorgeJ

fangs
afkBol “

undUnd

ge he Beſtimmung des Inhalts , daß die (
ha er Angeſtellten nicht in „ auffälligem Miß

ve zu den dienſtlichen Anforderungen und
jältnis “
Leiſtung

irde der Staatsbehörde die N
sfähigkeit der Gemeinden ſtehen dürf⸗

glichkeit ge⸗
ſolches Miß⸗

zu machen :

J oll alf Srat dann hin⸗

ſichtlich der Feſtſetzung des Mindeſtgehaltes maß⸗

gebend ſein .
D Begriff „ angemeſſener Gehe *

wird allerdings etwas ſchwer zu definieren ſein ;

ich glaube , über dieſen Begriff des angemeſſenen

Gehaltes müßte noch etwas Beſtimmteres ausge —

ſprochen werden .
8

Vorhin ſchon habe ich geſagt , daß die Regier⸗

ung die Beitragsleiſtung des Staates inſofern ab⸗

lehnt , als ſie glaubt , der Staat hätte keine Ver⸗

pflichtung , hier den Gemeinden einen Staatszu⸗

ſchuß für die Dienſte der Gemeindebeamten zu

leiſten . Allerdings wird darauf hingewieſen , daß

für diejenigen Beamten , die der Fürſorgekaſſe an⸗

gehören , der Staat ſchon ganz gewaltige Beiträge

leiſtet . Bezüglich der reinen Zuſchüſſe an die Ge⸗

meinden wird von der Regierung aber bemerkt ,

daß die Gemeinde eben doch kein neben dem Staar

zur Aufla

der Bezir

beſtehendes Gemeinweſen — daß die Gemeinde

eben nur ein Glied des Reichs — oder Staats⸗

organismus ſei ; ſo weit in den geltenden Beſtimm⸗

ungen die Mitwirkung der Gemeinden beim Voll⸗

zug ſtaatlicher Aufgaben vorgeſchrieben werde , ſei

für die Gemeindebeamten dieſe Tätigkeit ebenſo

eine Gemeindeaufgabe wie ihre ſonſtigen obrigkeit

lichen kulturellen und gemeindewirtſchaftlichen Be⸗

tätigungen : Die dadurch erwachſenden Koſten ſeien

demgemäß wie der ſonſtige Gemeindeaufwand zu

beſtreiten .
Ich habe ſchon bemerkt , daß es viele Gemein⸗

den gibt , die zu wenig für ihre Gemeindebeamten

tun , obſchon ſie dazu in der Lage wären . Es gibt

aber auch eine große Anzahl von Gemeinden , die

leiſtungsſchwach und nicht in der Lage ſind , ihren

Beamten eine angemeſſene Vergütung zu gewäh⸗

ren . die phne eine Umlageerhöhung abſolut keine

Aufbeſſerung ihrer Gemeindebeamten vornehmen

können : Solchen Gemeinden , glaube ich — und

wweit geht auch unſer Antrag ſollte von einem

gewiſſen Umlagefuß ab ein gewiſſer Staatszuſchuß

zugebilligt werden .

In der weiteren Darlegung führt die Re

gierung auch das Fürſorgegeſetz an , das jetzt auch

einer Reviſion unterworfen und wenigſtens den

Teucrungsverhältniſſen entſprechend geändert wer⸗

den ſoll . Die Kommiſſion iſt aber der Anſicht , daß

das ganze Fürſorgegeſetz eine Umgeſtaltung not⸗

wendig hat .
Weder die Kommiſſion noch die Antragſteller

ſind der Anſicht , ein neues Gemeindebeamtengeſetz

ſoll das Fürſorgegeſetz aufheben Das Fürſorgege

ſetz ſoll nach dem Sinn der Antragſteller weiter

beſtehen Dem neuen Gemeindebeamtengeſetz ſol⸗

len nur Beſtimmungen angefügt werden , die , ähn⸗

lich wie das auch im badiſchen geſetz der

Fall iſt , eine allgemeine Verpflichtung und Ver

wrgungsberechtigung andeutet : Auch im badiſchen

Volksſchulgeſetz ſind einige Paragraphen , die auf

das badiſche Beamtengeſetz , auf den Gehaltstarif

uſw . hinweiſen und ſo ähnlich könnte auch in

dieſem Gemeindebeamtengeſetz ein Hinweis auf

das Fürſorgegeſetz getroffen werden . Die anderen

Beſtimmungen dagegen , alſo die rechtlichen Be⸗

ſtimmungen , die disziplinären , die Beſtimmungen

über die Beitragsleiſtungen des Staates ſollten

unbedingt in einem Gemeindebeamtengeſetz zuſam⸗

mengefaßt werden , ähnlich wie dies in anderen

Staaten bereits durchgeführt iſt .

Die Kommiſſion hat dieſen Anträgen zuge⸗

ſtimmt und ich bitte Sie namens der Kommiſſion ,

den Anträgen der Herren Abgg . Kopf und Gen .

auch Ihre Zuſtimmung zu erteilen . ( Beifall rechts . )

In der Beratung ergreift zunächſt das Wort .

Staatsminiſter und Miniſter des Innern Dr .

Freiherr von und zu Vodman :

Der Herr Berichterſtatter hat bereits die Er

klärung der Gr . Regierung , welche ſchriftlich auf

den Antrag , der hier zur Erörterung ſteht , an

die Kommiſſion abgegeben wurde , im weſentlichen

mitgeteilt : ich kann mich deshalb in der Stellung⸗
nahme zu dem Antrag kurz faſſen .

Die Regierung geht einen weiten Weg zu⸗

jammen mit den Antragſtellern ; ſie iſt in vielen

Punkten und iſt mit der Grundabſicht des An⸗

trags einverſtanden . Auch ich verkenne nicht , daß

die Arbeiten der Gemeindebeamten , namentlich

während des Krieges , eine ganz bedeutende Zu⸗

nahme erfahren haben und daß ihre Entlohnung

vielfach nicht im richtigen Verhältnis zu dieſen

Inanſpruchnahme ſteht . Wenn aber immer wieder

C



E

darauf abgehoben wird . daß eigentlich dieſe Mehr⸗
arbeit für den Staat und für das Reich geleiſtet
werde und wenn daraus die Verpflichtung abge⸗
leitet wird , daß Staat und Reich nun auch dieſe
Mehrarbeit ganz oder teilweiſe entlohnen ſollten ,
ſo kann ich mich dem zwar inſofern anſchließen ,
als ich zugebe , daß ſehr viel Arbeit für Staat und
Reich geleiſtet wird , ich kann aber nicht dieſe
Folgerung daraus ziehen . Denn es ſind eben —
wie diis in der ſchriftlichen Erklärung der Re⸗
gierung dargelegt iſt und wie ich bereits wiederholt
vor dem Hohen Hauſe zu betonen die Ehre hatte

— auch diejenigen Aufgaben die von den Gemein⸗
den für Staat und Reich erfüllt werden , im großen
und ganzen inſofern Gemeindeaufgaben , als ehen
die Gemeinde das unterſte , aber keineswegs das
unwichtigſte Glied der großen Zuſammenfaſſung
unſeres Volkes in Reich und Staat iſt . Die Ein⸗
wohner der Gemeinde genießen die Vorteile dieſer
feſtgefügten Rechtsordnung des Reichs und des
Staates ; insbeſondere jetzt im Kriege genießen
ſie auch dene Schutz , der durch die Macht des
Reiches geleiſtet wird : Infolge dieſes Schutzes ſind
die Einwobner in der Lage , ihrem friedlichen Ge⸗
werbe und Erwerb nachzugehen . Selbſtverſtändlich
haben ſie nun gegenüber dem Reich und dem Staar
nichlt nur Rechte , ſondern auch Pflichten — und
auch Pflichten als Organismus , als Zuſammenfaſſ⸗
ung den Einwohner zu einer Körperſchaft , und

wenn ſie dieſe Pflichten erfüllen , ſo erfüllen ſie
damit eine Aufgabe der Gemeinde .

Das ſchließt nicht aus , daß nun die Gemein⸗
den für ſolche Aufgaben , die ihnen im Intereſſe
der beſſeren Geſchäftsführung , gewiſſermaßen im
techniſchen Verwaltungsintereſſe zugewieſen ſind ,
eine Vergütung erhalten . Dieſe Folgerung iſt
3. B. beim Grundbuchweſen , dann bei den ſtatiſt⸗
iſchen Arbeiten bereits gezogen , inſofern wieder⸗
holt Itemgebühren für umfangreichere Arbeiten
bewilligt worden ſind . Außerdem hat der Staar ,
wie auch ſchon in der ſchriftlichen Mitteilung ge⸗
ſagt iſt , überall da , wo die Gemeinden nicht in
der Lage geweſen ſind , die nötig geweſenen Ar⸗
beitskräfte aus eigenen Mitteln entſprechend zu
entlohnen , auf Anſuchen der Gemeinde mit Bei⸗
hilfen eingegriffen , und er iſt hierzu auch fernerhin
beveit . Auch bei der jetzigen Kriegsgeſetzgebung iſt
wiederholt anerkannt worden , daß den Gemeinde —
beamten eine Entlohnung für gewiſſe Arbeiten ge⸗
bührt ; es iſt eine ſolche Entlohnung auch vorge⸗
jehen und ihnen ausbezahlt worden . Bei der Ar⸗
beit der Kommunalverbände iſt das z. B. auf
verſchiedenen Gebicten der Fall , auch neueſtens
wieder in einer Verordnung über die Anbauflä⸗
chenerhebung , die eine zuverläſſige Grundlage für
die künſkrige Ablieferung von Brotgetreide uſw .
bieten ſoll : Hier ſind Gebühren für die Aufſtell⸗
ung der notwendigen Unterlagen vorgeſehen .

Würde man nun aber ſo weit gehen zu ſagen .
daß der Staat ganz allgemein an der Entlohnung
der Gemeindebeamten teilnehmen muß , ſo würde
dem nicht nur das grundſätzliche Bedenken , das ich
hervurgehoben habe , entgegenſtehen , ſondern auchz
die Rückſicht auf die Staatskaſſe : Es würde das
zu einer ſehr bedeutenden Belaſtung der Staats⸗
kaſſe führen , die zumal unter den gegenwärtigen
Verhältniſſen nicht gerechtfertigt werden könnte .
Die Gr . Regierung hat , nachdem hier durch den

Herrn Abg . Dr . Zehnter eine Anregung gegeben
war , jetzt während des Krieges eine teilweiſe Ent⸗
lohnung der Gemeindebeamten aus Staatsmitteln
eintreten zu laſſen , eine Umfrage an die anderen
deutſchen Regiérungen gerichtet , ob dort eine der⸗
artige Einrichtung beſtehe ; die Frage wurde ver⸗
neint und in grundſätzlicher Beziehung dem Stand⸗
punkte beigetreten , den ich vorhin entwickelt habe .

Andererſeits iſt nun aber nicht zu verkennen ,
daß vielfach eine Beſſerung der Einkommensver⸗
hältniſſe der Gemeindebeamten nicht nur wün⸗
ſchenswert , ſondern auch geboten erſcheint . Es muß
das umſomehr anerkannt werden , als die Leiſt⸗
ungen der Gemeindebeamten in der ſchweren Zeit
des Krieges im großen und ganzen durchaus ve⸗
friedigende , oder ſehr gute und hervorragende ge⸗
weſen ſind . Wenn man die Schwierigkeiten berück ⸗
ſichtigt , die in Zieſer Zeit vielfach der Tätigkeit
der Gemeindebeamten entgegengeſtanden haben ,
einmal den Mangel an Perſonal — vielfach mußte
ja ein Gemeindebeamter auch noch die Pflichten
eines anderen übernehmen — den paſſiven oder
beinahe aktiven Widerſtand , dem ſie bei den Maß⸗
nahmen im Intereſſe der Volksernährung vielfach
bei ihren Gemeindegenoſſen begegneten , dieſe Un⸗
ſumme von Verordnungen und Vorſchriften , die
ſich auf die Gemeindebeamten ergoſſen , auf Leute
ergoſſen , die vielſach nur Volksſchulbildung haben
und deren Geiſtestätigkeit mehr auf praktiſche Auf⸗
gaben , auf die ungemein wichtige Aufgabe der
Feldbeſtellung gerichtet iſt , ſo wird man anerken⸗
nen müſſen , daz die Gemeindebeamten im großen
und ganzen — es ſind natürlich auch Ausnahmen
vorgekommen —nicht nur ihre Pfrcche , getan , ſon⸗
dern daß ſie gut und durchaus anerkennenswert
gearbeitet haben . Auch aus dieſem Geſichtspunkt
heraus verdienen ſie eine Beſſerſtellung , und wenn
gleichwohl die Regierung bisher von durchgreifen⸗
oeis Maßnahmen abgeſehen hat , ſo war es eben die
Rückſicht auf die Selbſtverwaltung . Das iſt kein
Schlagwort , ſondern das iſt die Erwägung , daß
die Gemeinde ein abgeſchloſſener , lebensfähiger , le⸗
bendiger Organismus iſt , in deſſen Funktwnen ein⸗
zugreifen ſich verbietet , ſoweit es nicht im öffent⸗
lichen Intereſſe geboten iſt , deshalb war die Re⸗
gierung der Anſicht , daß die Entlohnung der Ge⸗
meindebeamten und Gemeindebedienſteten eine
Sache der Gemeinden ſei und daß man wohl an⸗
regend , empfehlend , ratend an die Gemeinden her⸗
antreten könne , ſie aufmerkſam machen könne , wo
man glaubte , daß die Entlohnung nicht den Leiſt⸗
ungen und den Verhältniſſen entſpreche , daß man
aber nicht mit Zwang und noch weniger mit einer
allgemeinen geſetzlichen Regelung vorgehen könne ,
die doch nicht auf alle ſo außerordentlich verſchie⸗
denen Verhältniſſe paſſen würde .

Es iſt hier geſagt worden , daß es Gemeinden
gäbe , deren Bürgermeiſter weniger als 300 M.
beziehe , und es wurde geſagt , daß man ein Min⸗
deſtgehalt vorſchreiben ſolle . Ja , es gibt aber eine
ganze Anbahl von Gemeinden , die weniger als
100 Einwohner haben , und in dieſen Gemeinden
hat ſelbſtverſtändlich der Bürgermeiſter eine ſehr
viel geringere Arbeit zu leiſten als in einer Ge⸗
meinde von mehreren tauſend Einwohnern oder
auch in einer Gemeinde , deren Einwohnerzahl ſich
nur nahe an 1000 bewegt . Aber auch im übrigen
beſtehen in den Gemeinden außerordentliche Ver⸗
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ſchiedenheiten . Die Vermögensverhältniſſe der Ge⸗

meinden ſind ſehr verſchieden . Es gibt Gemeinden ,

die keine Umlage haben , die niedrige Umlagen ha⸗

ben und die hohe Umlagen haben . Es gibt Ge⸗

meinden mit ſehr reichem Bürgernutzen , und es

gibt ſehr viele Gemeinden ohne Bürgernutzen uſw .

Nun hat aber die Regierung , wie ja auch

ſchon von dom Herrn Berichterſtatter mitgeteilt

iſt , ſich während des Krieges entſchloſſen , an eine

geſetzliche Regelung der Verhältniſſe der

Gemeindebeamten heranzutreten , und dieſes Ge⸗

ſetz würde zur Vorlage an den Landtag gekom⸗

men ſein , wenn nicht der Krieg dringlichere Auf⸗

gaben gebracht hätte . Es iſt in der ſchriftlichen

Mitteilung geſagt , daß dieſer Geſetzentwurf abge⸗

ſchloſſen ſchon vor längerer Zeit vorlag und daß

er den Gemeindeverbänden und ſonſtigen Beteilig⸗

ten zur Aeußerung zugegangen iſt , daß ' dieſe Aeuße⸗

rungen auch zum großen Teil vorliegen und nütz⸗

liches ' “ Material zur weiteren Bearbeitung des

Geſetzentwurfs ergeben haben . Ich hoffe , Ihnen

dieſen Geſetzentwurf im nächſten ordentlichen Land⸗

tag vorlegen zu können und ebenſo den Geſetzent⸗

wurf zur Abänderung des Fürſorgegeſetzes . Damit

wird einem großen Teil der Wünſche , wie ſie in

dem Antrag beſchloſſen liegen , entſprochen werden ,

und es wird , ſoweit den Wünſchen nicht entſprochen

iſt oder ſoweit andere Wünſche beſtehen , darüber

eingehend zu verhandeln ſein , wenn einmal dieſe

beiden Geſetzentwürfe Ihrer Beſchlußfaſſung unter⸗

breitet werden .

Wenn ich nun zu den einzelnen Punkten noch

Stellung nehmen darf , ſo will der ! Antrag , wie der

Herr Berichterſtatter das zergliedert hat , viererlei ,

nämlich 1. die dienſtlichen und rechtlichen Verhält⸗

niſſe der Gemeindebeamten und ⸗bedienſteten , ins⸗

beſondere das Disziplinarrecht , geordnet ſehen —

dieſem Wunſche entſpricht der Geſetzentwurf — ; 2.

Mindeſtbeträge für die dienſtliche Entlohnung der

Gemeindebeamten feſtgeſetzt ſehen . Dieſem Wunſche

entſpricht der Geſetzentwurf inſofern nicht , als er

nicht ſelber einen Gehaltstarif oder einen Rahmen

für die Bemeſſung der Gehälter aufſtellt . Das ver⸗

bietet ſich nach unſerer Anſicht durch die Verſchis⸗

denheit der Verhältniſſe und durch die Momente ,
die ich mir darzulegen erlaubt habe . Dagegen hat

der Entwurf zweierlei ausgeſprochen , nämlich er⸗

ſtens die Verpflichtung der Gemeinden , im An⸗

ſchluß entweder an eine Dienſt⸗ und Gehaltsord⸗

nung oder durch beſonderen Gemeindebeſchluß ei⸗

nen Gehaltstarif für ihre Angeſtellten aufzuſtellen .
Es iſt vorgeſehen , daß die größeren Gemeinden ei⸗

nen ſolchen Gehaltstarif aufzuſtellen haben , daß

die kleineren Gemeinden die Verhältniſſe durch

Gemeindebeſchluß zu regeln haben und daß , wenn

ſie das nicht tun , es durch Verfügung der Staats⸗

behörde geſchehen kann . Es iſt ferner in dem Ent⸗

wurf der Grundſatz ausgeſprochen , daß die Ge⸗

halte der Angeſtellten zu den dienſtlichen Anforder⸗

ungen und zur Leiſtungsfähigkeit der Gemeinden

nicht im auffälligen Mißverhältnis ſtehen dürfen ;

es ſoll dadurch der Staatsbehörde die Müalichkeit

eröffnet werden , in den Fällen , wo ein ſolches

Mißverhältnis beſteht , nötigenfalls durch Ent⸗

ſchließung des Bezirksrats der Gemeinde die Be⸗

willigung eines angemeſſenen Gehaltes zur Auf⸗

lage zu machen . Da iſt alſo dieſe Zwangsbefugnis
vorgeſehen , die wir bis jetzt einzuführen uns in

Rückſicht auf die Selbſtverwaltung der Gemeinden
geſcheut haben . Baden folgt damit dem Vorgang

der preußiſchen Geſetzgebung . Der Herr Berichter⸗

ſtatter hat bezüglich anderer Staaten ſchon mitge⸗

teilt , daß Württemberg in einem Entwurf , der

dem Landtag im Jahre 1902 zugegangen iſt , einen

Gehaltstarif , ſeinen Rahmen für die Bemeſſung
der Gehälter vorgeſehen hatte , daß aber alle Par⸗

teien dieſe Beſtimmung abgelehnt haben als zu

ſchablonenhaft für die mannigfaltigen Verhältniſſe
der Gemeinden und daß ſie einen derartigen Ge⸗

haltsrahmen nur für die Ortsvorſteher beſchloſ⸗
ſen haben .

Der Entwurf will nun 3. die Beitragsleiſtung

des Staates an die Angeſtellten der kleineren Ge⸗

meinden für Wahrnehmung von Geſchäften des

Reichs und des Staates . In dieſer Beziehung habe

ich bereits das Nötige geſagt . Es iſt bei einzelnen

Geſchäften , die den Gemeinden übertragen wer

den , ſchon bisher eine Entlohnung vorgeſehen wor⸗

den , lund es wird das auch künftighin geſchehen , und

im übrigen wird der Staat da , wo die Gemeinde

nicht in der Lage iſt , angemeſſene Bezahlung zu

gewähren , auf Geſuch der Gemeinde und entſpre⸗

chende Begründung bereit ſein , zu helfen . Aber

eine allgemeine Teilnahme an den Gehältern der

Gemeindebeamten und » bedienſteten kann der

Staat nicht zuſagen .
Endlich wird beantragt , daß die Ruhegehalts —

und Hinterbliebenenfürſorge in den Geſetzentwurf

hineingearbeeitet wird . Da beſteht ja Einverſtänd⸗

nis zwiſchen Ihrer Kommiſſion und der Regierung ,

daß ſich das nur beziehen ſoll auf die Grundſätze ,

auf die Vorausſetzungen des Ruhegehalts und der

Hinterbliebenenverſorgung , daß aber die materielle

Regelung dieſes Gegenſtandes nach wie vor im

Fürſorgegeſetz ſtattfinden ſoll , und dieſes Fürſorge⸗

geſetz befindet ſich , wie ich auch bereits geſagt habe ,

ebenfalls in Vorbereitung . Ich glaube alſo , daß ,

wenn Sie dem Antrage Ihrer Kommiſſion zuſtim⸗

men, , Sie damit einen Beſchluß faſſen werden ,

der ſich im weſentlichen in derſelben Richtung be⸗

wegt , die auch die Regierung in ihrem Verlangen ,

zur Beſſerſtellung der Gemeindebeamten beizutra⸗

gen , einhält . Die Regierung wird die Aufgabe

mit möglichſter Beſchleunigung zu erfüllen ſuchen

und mit dem Wohlwollen , welches die Gemeindebe⸗

amten kraft ihrer Leiſtungen und kraft ihrer Stell⸗

ung imſ Staate durchaus verdient haben .

Das Wort erhält alsdann zugleich zur Be⸗

gründung des Antrags der Abgg . Kopf und Gen . :

Abg . Albietz ( Zentr . ) :
Als Mitunterzeichner dieſes Antrages erlaube

ich mir , auch ein paar kurze Gedanken dem Hohen

Hauſe zu unterbreiten . Der Herr Berichterſtatten
hat ja den Antrag bereits behandelt , und aus dem

Munde des Herrn Staatsminiſters haben wir ge⸗

hört , daß die Regierung eigentlich dem Antrage

nicht ablehnend gegenüberſteht , im Gegenteil , daß

die Regierung ebenfalls weiß und das Bedürfnis

hat , daß hier den Gemeindebeamten etwas unter

die Arme gegriffen werden muß .
Wenn ich das Wort ergreife , ſo möchte ich

nicht zum Sprecher meiner eigenen Sache werden ,

iondern wenn ich etwas ſage , um den Antrag zu

begründen , ſo habe ich hauptſächlich die kleinen

Gemeinden dabei im Auge , und zwar deshalb , weil
wie dem Hohen Hauſe ja bekannt iſt , der Gehalt
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der Bürgermeiſter in kleinen Gemeinden ein ge⸗
radezu ſchlechter iſt . Früher war die Sache ja ganz
einfach : Die Aemter des Bürgermeiſters und des
Ratſchreibers wurden mehr als Ehrenämter in der
Gemeinde angeſehen , und wenn dieſe Beamten am
Sonntag eine Stunde oder zwei auf ihrem Rat⸗
hauſe waren , war die ganze Arbeit geleiſtet . Heute
iſt aber dem nicht mehr ſo. Wenn man bedenkt ,
was für Arbeit heute die ſoziale Geſetzgebung dem
Gemeindebeamten auferlegt , wie er ſich da vertie⸗
fen muß , in die manchmal nicht ſo einfachen Geſetze
und Verordnungen , wenn man ferner bedenkt , wel⸗
che Aufgaben er als Standesbeamter zu erledigen
hat . wie er auch ſonſt ſozuſagen das Mädchen für
alles iſt , ſo ſtellt ſich die Sachlage in einem andern
Lichte dar , als früher . Will das Landgericht , will
das Amtsgericht oder eine andre Stelle eine Aus⸗
kunft haben , ſo wird das Bürgermeiſteramt zur Be⸗
richterſtattung aufgefordert . Handelt es ſich um
eine Prozeßſache , wohin wendet man ſich ? Eben⸗
falls wieder ans Bürgermeiſteramt . Mit Recht
kann man beute ſagen : das Bürgermeiſteramt iſt
die Stelle , wo all das Material zuſammengefaßt
und herausgeholt werden muß , um Erhebungen in
die richtige Bahn zu leiten .

Nun haben ſich aber gegeniſber dieſer Sach⸗
lage beiſ den meiſten kleineren Gemeinden die
Verhältniſſe der Gemeindebeamten nicht gebeſſert ,
im Gegenteéeil . Ein Bürgermeiſter in einer kleinen
Gemeinde hat oft ſehr leicht zu tun , wenn es ſich
darum handelt , einem Gemeindearbeiter den Lohn
binaufzuſetzen . Als nicht ſelbſtverſtändlich betrach⸗
tet man ſes aber manchmal , wenn es heißt : der
Bürgermeiſter und der Ratſchreiber ſollen eine
beſſere Bezahlung haben . Ich darf ruhig ſagen ,
hierfür fehlt manchmal das Verſtändnis . Die an⸗
ſtrengende geiſtige Arbeit wird draußen in den
kleinen Gemeinden nicht ſo gewürdigt , nur für kör⸗
perliche Arbeit hat man dort Verſtändnis . Wenn
ſolche Lohnerhöhungen für Arbeiter notwendig ſind ,
da greift man zu , aber wenn es ſich um geiſtige
Arbeit handelt , da fehlt das Verſtändnis dafür , und
deshalb wird ſes notwendig ſein , wie das auch nach
dem , was wir gehört habes , in dem neuen Geſetz⸗
entwurf , den die Regierung dem Hohen Hauſe
vorlegen will , der Fall ſein wird , diesbezügliche
Maßnahmen vorzuſehen . Es iſt ja kein leichtes ,
hier feſte Normen zu ſchaffen . Ich ſteile hier voll
und ganz die Anſicht des Herrn Staatsminiſters ,
denn die Verhältniſſe ſind ſo verſchiedenartig ge⸗
lagert , daß man ſie nicht in eine feſte Norm brin⸗
gen und kleiden kann . Aber deſſenungeachtet wird
es doch , wenn man mit einem guten Willen an
die Sache herantritt , möglich ſein , daß man weit⸗
gehende Normen aufſtellt und ſo zu einem guten
Enderfolge kommt . Ich möchte ſagen : wenn man
doch die Einwohnerzahl , wenn man die verſchie⸗
denen Inſtitute wirtſchaftlicher Natur , die in der
Gemeinde vorhanden ſind , etwas berückſichtigt , ſo

könnte man es mindeſtens dem Bezirksrat über⸗

laſſen , daß er alle paar Jahre oder zum mindeſten
überall da , wo ein Bedürfnis vorliegt , die Ge⸗

haltsverhältniſſe der Gemeindebeamten einer Prüf⸗
ung unterzieht , um dann ſozuſagen als Antragſtel⸗
ler vor die Gemeinde hinzutreten und zu ſagen :
Ihr müßt Euren Gemeindebeamten etwas mehr
entgegenkommen . Sonſt iſt es ja immer der Bür⸗

germeiſter , der der treibende Mann ſein muß ; er

muß auch in ſeiner eigenen Sache immer voran⸗
gehen , und das iſt eine mißliche Sache . Ich glaube
alſo , daß es nicht zu viel verlangt iſt , wenn man
bei der großen und ſchwierigen Arbeit , die die Ge⸗

meindebeamten , die Bürgermeiſter und die Rat⸗

ſchreiber , zu leiſten haben , ſie dafür auch würdig
entlohnt . Es kann das der Gr . Regierung auch
nicht einerlei ſein , ſondern ſie muß ſich doch auch
ſagen , der Bürgermeiſter wie der Ratſchreiber darf
nicht abhängig ſein von der Bürgerſchaft in Bezug
auf ſeine Entlohnung , denn er muß manchmal
auch einen Bericht abgeben , der gegen einen Bür⸗

ger äſt , und da ſchafft er ſich keine Freunde , ſondern

Feinde . “ Man muß die Ehrlichkeit und das Be⸗

ſtreben einer gerechten Beurteilung würdigen , und
das kann nur geſchehen , wenn man ihre Gehalts⸗

fragen auch diesbezüglich in eine geregelte Bahn
bringt . 0

Was ſonſt die Rechtsverhältniſſe anbetrifft ,
glaube ich ja , daß die Großh . Regierung hier eben⸗

falls dem Hohen Hauſe das Nötige dorlegen wird .
Ein weiterer Punkt noch iſt die Hinterb lie⸗

benenfürſorge . Das iſt ebenfalls ein ſchwie⸗
riges Problem , weil z. B. die Bürgermeiſter nur 9

Jahre gewählt ſind und eine Wiederwahl nicht vor⸗

ausgeſagt werden kann . Da eine Hinterbliebenver⸗
ſorgung zu ſchaffen , wird ebenfalls ſchwer ſein .

Leichter allerdings iſt dieſe zu ſchaffen für die

Herren Ratſchreiber . Aber auch hier weiſt das Für⸗

ſorgegeſetz ſo große Lücken auf , daß notgedrungen
hien Wandel geſchaffen werden muß . Wir haben
ebenfalls gehört , daß die Regierung hier Willens

iſt , einen Geſetzentwurf vorzulegen . Wenn man

heute ſieht , wie überall in der Bevölkerung das

Beſtreben nach ſozialer Beſſerung vorhanden iſt ,
ſo muß und darf kein Halt gemacht werden , wenn
es ſich um eine ſo wichtige Gruppe wie die Ge⸗
meindebeamten handelt . Sie ſind im großen gan⸗
zen doch das Rückgrat der Staatsordnung , ſie ſind
auch der Punkt , wo alles anprallt , ſie ſtehen um

mich draſtiſch auszudrücken , manchmal zwiſchen
Roß und Wand . Auf der einen Seite kommt die

Regierung und verlangt : Das muß durchgeführt
werden ; auf der anderen Seite iſt es wieder die

Bürgerſchaft , mit der ſie ſich doch beſtreben muß
in Frieden zu leben und zu fördern . Sie ſind alſo
das Bindeglied , der Durchgangspoſten , und für
eine ſolch ſchwierige Stellung gehört auch die An⸗

erkenmung , daß ſie für dieſe Arbeit , die ſie zum
Beſten nicht nur der Gemeinden , ſondern auch des
Staates zu leiſten haben , würdig entlohnt werden .

( Schluß folgt . )
2
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4 . Verſicherungsweſen .

Freiwillige Beitragsleiſtung zur Invalidenver⸗

ſicherung .
Die Rechner der Einzugsſtellen der Kranken⸗

kaſſen haben vielfach die Quittungskarten der Ver⸗

ſicherten , welche ſich freiwillig weiterverſichern in

Verwahrung , und von den Karteninhabern den

Auftrag Marken zu kleben und den Betrag für
die verausgabten Marken einzuziehen , wie dies
bei den Pflichtmitgliedern geſchieht . Der Kartenin⸗
haber glaubt nun , daß ſeine Verſicherung in Ord⸗

nung gehalten wird . Der Rechner unterläßt es
aber in vielen Fällen Marken oder wenigſtens
genügend Marken einzukleben und der Verſicherte



geht der Anwartſchaft verluſtig ; dies iſt haupt⸗

ſächlich dann der Fall , wenn in der Quittungskarte

ſich noch Marken befinden , die für ein verſicher⸗
ungspflichtiges Beſchäftigungsverhältnis gelten ,

das zeitlich vor der Ausſtellung der Karte liegt ,

die Marken alſo nachträglich entrichtet ſind und

ſich in der Karte ( ür 2 Jahre ) im ganzen nur

20 Marken befinden . Ein etwaiger Anſpruch des

Verſicherten aus der Invalidenverſicherung kann

er alſo nicht erhalten . In einem ſolchen Falle

handelt der Rechner als perſönlicher Auftraggeber
des Verſicherten und nicht im Auftrage der Ver⸗

ſicherungsanſtalt . Wird der Verſicherte wegen die⸗
ſer mangelhaften Markenklebung von der Verſicher
ungsanſtalt abgewieſen , ſo kann er unter Umſtän⸗

den von dem Rechner im Wege der Zivilklage

Erſatz des Schadens , der durch die ſehlerhafte Kleb —

ung entſtanden iſt , beanſpruchen .

Es empfiehlt ſich daher in der zweijährigen
Anwartsſchaftsfriſt , die immer vom Tage der Aus⸗

ſtellung der Karte ab lauft etwas mehr als 20

Marken zu kleben . Es gibt Fälle in denen zwei

Friſten nebeneinander laufen , z. B. wenn eine

Karte erſt nach Ablauf von 2 Jahren umgetauſcht
und erſt dann wieder eine neue Karte ausgeſtellt

wurde , in ſolchen Fällen muß für jede Friſt 20

Marken entrichtet ſein .
Die Markenklebung iſt natürlich auch von

Einfluß auf die zu erwartenden Leiſtungen . Je

wird die Rente , weil die Steigerungsſätze der

höhere Beiträge verwendet werden , umſo höher

höheren Klaſſen viel größer ſind , als die der

anderen . Da aber Altersrente nur erhalten kann ,
wer 1200 Beitragswochen nachweiſen kann und die

Altersrente auch bei voller Arbeitsfähigkeit be⸗

zahlt wird , ſo empfiehlt es ſich bei der freiwilligen

Verſicherung , wenn keine höheren Beiträge ge⸗

leiſtet werden wollen , ürſjede Woche eine Marſe

einer niederen Lohnklaſſe zu kleben . —f .

— S —

Vergleichende Darſtellung der Teuerungszula⸗

gen der verheirateten „württembergiſchen “
Staatsbeamten gegenüber denjenigen der

„ badiſchen “ .

( Von A. Müäller , Geſchäftsführer des Verbands badiſcher
Krankenkaſſen in Wolfach ) .

A . Nächſt dem Stuttgarter Bahnhofbau hatte
ſich der württ . Landtag am 1. März d. J . mit

der größten finanzpolitiſchen Vorlage zu efaſſen ,
nämlich mit der „ Denkſchrift über die Reichung
von Teuerungsbezügen an Beamte uſw . “ In der

Denkſchrift forderte nämlich der Leiter des württ .

Finanzweſens — Herr Finanzminiſter von Piſto⸗
rius — nicht weniger als 63 Millionen zur

Behebung der in der Beamtenſchaft unleugbar
herrſchenden großen Not . Mit Ausnahme der So⸗

zialdemokratie fand die Vorlage die Zuſtimmung
ſämtlicher Parteien und ſteht nun Württemberg
— wie der Miniſter nicht ohne Genugtuung her⸗

vorhob abſolut und relativ an der Spitze der

Bundesſtaaten und des Reichs , ein neuer Beweis

für das Beſtreben der württ . Regierung , ſich in

der Fürſorge für die Beamten und Staatsdiener

von niemand übertreffen zu laſſen .
Da der mir zur Verfügung ſtehende Raum

nicht ausreicht , um die ganz ' e Regelung einer

eingehenden Betrachtung zu unterziehen , möchte
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ich mich darauf beſchränken , lediglich die Bezüge
der verheirateten Boamten darzuſtellen . Die Zu⸗

lage ſcheidet ſich in Gehaltzulage und Bei

hilfe .
Die Gehaltszulage beträgt jährlich :

7

Bad . Gehaltstarif 2 *
(der Gehaltsordnung ) 2

in Abteilung I J . K. — 700 422

„ „ II fl . 6 . 850 425
F. 1000 &4 255
E. — 1150 482
D. 1300 4

7 4 VI C 1400 58

Die Beihilfe beträgt jährlich

bei einem Einkommen für den Beamten für jedes Kind

ſelbſt unter 16 Jahr .

bis 3000 4 250 100

von 3001 bis 4500 % 200 „ 100 „

„ 4501 „ 6000 „ 150 „ 455

„ 6001 „ 7200 „ 135 „ 50 „

Es erhält alſo z. B. ein Beamter bei 3 anzu⸗

rechnenden Kindern in Württemberg folgende

Teuerungszulage mit Beihilfe :

wenn es ſich handelt um einen

Unterbeamten im Gehaltsbezug bis 3000 ι = , 1550 .

mitt . Beamten „ von 3200 K„ 1755 „

höh . Beamten „ 5 „ 4200 2055 „

B . In Baden wurde durch Staatsminiſte⸗

rialentſchließung — in Uebereinſtimmung der bei⸗

den Kammern — vom 23 . März 1918 ( Staatsar⸗

zeiger Nr . 72) mit Wirkung vom 1 . 2. 18 eine

Erhöhung der Kriegszulage um 180 M. vorgenom⸗

men und betragen nach dem nunmehrigen Stande

die Kriegszulagen :

der Gehaltsabteilung J . K. (württ . I ) 540

H. G. ( „ II ) 630 „
F . ( „ III ) = 630 „

6„ E. „ IV ) 2 720 „

„ D. V) 720 „

C. B. ( „ , VI = 810 „

Für die Kinder erhöht ſich alſo dieſe Zulage
nicht wie in Württemberg !

Die Beihilfe iſt verſchieden , je nachdem es

ſich um „ Beamte “ oder Bedienſtete handelt . Im

Sinne dieſer Regelung gilt : als „ Beamter “ , wer

etatmäßig angeſtellt iſt , als „Bedienſteter “, der

nicht etatmäßige Beamte und Arbeiter .

Es muß demnach auch bei der Beihilfe aus⸗

einander gehalten werden , ob es ſich um einen

„ Beamten “ oder „ Bedienſteten “ in obigem Sinne

handelt . Die Beihilfebeträgtnämlichmo⸗
natlich , wenn es ſich handelt

1 ) um einen Beamten :

bei einem Einkommen von / bis

dis
J1801

bisſ2401 bis5001 bisf über

1800 4 2400 43600 4500 ＋ 4500

monatlich

ohne Kinder 14 12 [ 10 8 —

mit 1 Kind 20 18 16 14 10

„ 2 Kindern 27 25 23 21 17

2 46 385⁵5 33 31 29 25

8 — 65 63 61 59 55

„ „ 115 113 105



2) um einen Bedienſteten :
bei einem Einkommen von / bis

bis 2100/2101 bis 27002701 bis 39003901 bis 4800lüber 4800

genau die Sätze wie nach Abteilung 1.

In Baden erhält alſo ß. B. ein Staats⸗
angeſtellter bei 3 anzurechnenden Kindern Kriegs⸗
teuerungszulage ſamt Beihilfe jährlich :

wenn es ſich handelt um einen

Unterbeamten ( JK ) Gehaltsbezug bis 3000/ % — 912 .

mitll . Beamten ( G) von 3200/21002 . l

höh . Beamten ( D) 8 „ 4200/ = 1068 . 4

C . Im Vergleich zu Württemberg erhält we⸗

L

niger⸗

der badiſche Unterbeamte ＋ 638 Nlt

Mittelbeamte S 758 „
höhere Beamte 987

Nehmen wir bei obigem Beiſpiel eine anzu⸗
rechnende Kinderzahl von 6 an , ſo ergibt ſich
folgendes Bild : ,
Es erhält jährlich :

L

in Baden Württemberg mithin in
Bad . weniger

der Unterbeamte 1272/ %/ 2150 % / 878 N
der Mittelbeamte 1662ů „ 2310 „ 948 „
der höhere Beamte 1428 , 2610 „ 1182

Es liegt mir ferne , hiermit gewiſſermaßen die
badiſchen Staatsbeamten aufzureizen , ſich um Ver⸗
beſſerung der Teuerungszulagen zu bemühen . Ich
wollte damit lediglich an Hand von Beiſpielen zei⸗
gen , daß Baden gegenüber Württemberg in dieſer
Hinſicht noch weit zurück iſt , obwohl die Lebens⸗
haltung nachgewieſenermaßen bedeutend billiger iſt .
Aberi auch Bayern und Preußen ſowie das Reich
haben die Teuerungszulagen weit beſſer geregelt
wie Baden . Immerhin ſollte die ba d . Staats⸗
regierung und die Landſtände dileſer
Frage erhöhte Bedeutung beimeſſen ,
wenn es micht wahr werden ſoll , daß
die Bieamten verſchulden oder ver⸗
armen . Der Krieg hat uns gezeigt , daß Aus⸗
gaben , die abſolut nötig ſino , auch gemacht werden
können . Hier bandelt es ſich aber um wirklich
nötige Ausgaben , wenn nicht ein Stand , deſſen
unberührtes Fortbeſtehen im höchſten Intereſſe des
Staates liegt , in ſeinen Grundfeſten erſchüttert
werden ſoll . Dasſelbe trifft bei den Ge⸗
meinde⸗ und Krankenkaſſelnbeamten zu .
Die Gemeinden und andern öffentlichen Verbände
halten ſich eben in dieſer Frage auch möglichſt
an die Sätze , die der Staat ſeinen Beamten ver⸗
willigt . In Württemberg erhalten die Ge⸗
meinde⸗ u . Krankenkaſſenagnugeſtellten
dieſelben Bezüge wie die Staatsbe⸗
amten . So kam es kürzlich vor , daß ein Ober⸗
verſicherungsamt ſich auf den Standpunkt ſtellte ,
eine Teuerungszulage von 900 M. ſei für einen 1.

Geſchäftsleiter einer größeren Krankenkaſſe im

Vergleich zu den ſtaatlichen Sätzen zu hoch und
könne die notwendige ſtaatliche Genehmigung hier⸗
zu nicht erteilt werden . Ich gebe mich aber der
Hoffnung hin , daß fragl . Oberverſicherungsamt auf
abermalige Vorſtellung des betr . Kaſſenvorſtands
im Hinblick auf die kürzlich erfolgte öobige Neure⸗
gelung nicht auf ſeinem früheren Standpunkt be⸗
ſtehen bleibt . Daraus geht für die Angeſtellten
der Krankenkaſſen und der Gemeinden aber her⸗

vor , daß auch ſie ein großes Intereſſe haben müſ⸗
ſen , in welcher Weiſe der Staat ſeinen Beamten

dieſe ſchwere Kriegszeit finanziell erleichtern hilft ,
wenn ſie nicht Gefahr laufen wollen , vielleicht
noch ſchlechter weg zu kommen als die Staatsbe⸗
amten .

Soeben geht nun durch die Tagespreſſe , daß
die Kriegszulgge der Beamten ab 1 . 7 . 18
etwas erhöht werben ſoll und zwar ſoll erhalten :

Abt . J . K. 600 ( bisher 540 ) ; H. G.
700 ( bisher 630 ) ; E. D. 800 ( bisher 720 ) ;
C. B. 900 ( bisher 810 ) .

Außerdem ( was ſehr wichtig iſt ) für jedes
Kind 10 Prozent Zuſchlag . Die ſog . Teuerungs⸗
ſtödte ( nämlich Baden , Freiburg , Heidelberg , Karls
ruhe , Konſtanz , Mannheim , Pforzheim und St .
Blaſien ) ſollen überdies noch einen Zuſchlag von
20 Prozent erhalten . Damit werden nunmehr
wenigſtens die Sätze bezahlt , die das Reich be
reits ſeit 1. 4. 18 gewährt . Aber auch darnach
lind die bayriſchen und württembergiſchen Sätze
noch um ein weſentliches höher . Me .

W. 4. 5. 18 .

— —

6 . Sonſtiges .

Stadt Offenburg .
Die Sitzung des Bürgerausſchuſſes vom 26 . März

1918 hatte eine reichhaltige Tagesordnung zu be
wältigen . Die Mietsyerhältniſſe über die Militär

baulichkeiten fanden eine neue Regelung dahin ,
daß die Heeresverwaltung auf 1. April 1918 die

bauliche Unterhaltung ſelbſt übernimmt und an⸗
ſtelle der ſeitherigen 6- prozentigen Verzinſung des
Baukapitals nur noch eine 5- prozentige leiſtet ,
daneben aber 4 Prozent der Grunderwerbskoſten
als jährlichen Mietzinszuſchlag vergütet . — Die
Verbrauchsſteuerordnung auf Bier mußte mit
geänderten Verhältniſſen in der Biererzeugung in
ibren Erhebungsſätzen eine Aenderung erfahren ,
indem nur noch 30 Pfg . ( ſtatt 65 Pfg . ) als Ver⸗
brauchsſteuer erhoben werden ſollen .

Im Intereſſe der Beſſerung der Rentabilität
des Elektrizitätswerkes und des Schlachthofs wurde

beſchloſſen , bei erſterem vom laufenden Jahre bis
aufi Weiteres von der Gewährung eines Ver⸗
brauchsrabattes abzuſehen , bei letzterem eine
mäßige Erhöhung einzelner Gebührenſätzen eintre⸗
ten zu laſſen .

Weitere Beſchlüſſe bezogen ſich auf die Um⸗
wandlung einer ſeitherigen Hilfslehrerſtelle an der
Gewerbeſchule in eine ( fünfte ) etatmäßige Ge⸗
werbelehrerſtelle , auf die Verwendung von 23 000
M. Sparkaſſenüberſchüſſe hauptſächlich für Kriegs
fürſorge und Ausgeſtaltung des Ehrenfriedhofs und
auf die Erweiterung der ſtadträtlichen Kompetenz
inbezug auf Verpachtung kleinerer Grundſtückspar⸗
zellen mit Pachtzinseinnahmen von nicht über 50
M. in Gemäßheit des Par . 127 Abſ . 2 der Städte⸗
ordnung . — Den Schluß bildete die Verkünd⸗
ung der 1914er Stadtrechnung mit ihren 12 Neben⸗
rechnungen .

Durlach . In der letzten Sitzung des Bür⸗
gerausſchuſſes konnte Bürgermeiſter Dr . Zierau
die erfreuliche Mitteilung machen , daß der Ge⸗
meindevoranſchlag ſich in ſolchen Grenzen bewege ,



daß an eine Umlageerhöhung nicht herv⸗

angetreten werden müſſe . Auch die Vorlage

der Kommunalverbands⸗Rechnungen iſt gewünſcht

worden . Man Hofft , daß die nächſte Bürgeraus⸗

ſchußſitzung ſich mit den Rechnungsvorlagen der

letzten zwei Jahre beſchäftigen kann .

Freiburg . Die Stadt Freiburg will am

Schluß des Krieges eine allgemeine Chronik
der Stadt während des Krieges veröffentlichen .
Die Stadt hat jetzt das ſtatiſtiſche Amt in Ver⸗

bindung mit dem Archivamt beauftragt , mit der

Zuſammenſtellung und Bearbeitung des Materials

für eine allgemeine Wirtſchaftsgeſchichte der Stadt
Freiburg während des Krieges 1914 alsbald zu

beginnen .
— —

Familienunterſtützung betr .

Durch Allerhöchſte Kabinettsorder vom 28.
Februar 1917 ( Armee - Verordnungsblatt S . 119 )

iſt beſtimmt , daß an Stelle der bisher gezahlten

Vermißtſeins⸗ Zuwendungen Verſorgungsgebühr⸗
niſſe bezw . Vorſchüſſe auf dieſe gewährt werden

ſollen . Bei Erlaß ver zu der Kabinettsorder er⸗

gangenen Ausführungsbeſtimmungen iſt dann aus⸗

gegangen , dac die Vorſchüſſe in der Regel in

voller Höhe der Verſorgungsgebührniſſe zur An

weiſung gelangen und notr ausnahmsweiſe , z. B.

wenn Zweifel über die Zahl der verſorgungsbe⸗

rechtigten Kinder beſtehen , hinter dieſen zurück⸗

bleiben .

Solche Vorſchüſſe ſind als Hinterbliebenen⸗
bezüge ayzuſehen . Demgemäß iſt die Zahl⸗
ung der Familienunterſtützungen von

dem Zeitpunktder Gewährung der Vor⸗

ſchüſſe ab einzuſtellen .
Sollten in einzelnen Fällen die Vorſchüſſe als

nichtl ausreichend zu erachten ſein , um die Be⸗

dürftigkeit zu heben , ſo wird es keinem Bedenken
unterliegen , die Angehörigen der Vermißten noch

imm Wege der Kriegswohlfahrtspflege zu unter⸗

ſtützen .
Durch Z IV Nr . 6 der Ausführungsbeſtimm⸗

ungen zu der allerhöchſten Kabinettsorder ſind die

zuſtändigen militäriſchen Stellen angewieſen , die

Lieferungsverbände von der Gewährung der Vor⸗

ſchüſſe rechtzeitig zu benachrichtigen . Dieſe ſind

dadurch in die Lage verſetzt , wegen der Einſtellung

der Zahlung von Familienunterſtützungen recht⸗

zeitig das Weitere zu veranlaſſen .
( M. d. J . v. 27 . 3. 1918 , Nr . 15155 . )
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10 Milliarden Familienunterſtützſingen .

Die Aufwendungen des Reiches an Unterſtütz⸗

ungen für die Familien der zum Heeresdienſt ein⸗

gezogenen Mannſchaften haben im Laufe der

Kriegszeit ſich andauernd , und beſonders nach den

wiederholten Erhöhungen der Monatsſätze erheb

lich geſteigert . Im ganzen ſind bisher ſeitens des

Reiches mehr als 10 Milliarden Mark an Fami⸗

lienunterſtützungen geleiſtet worden .

2

Die Zulagen zu den Invaliden⸗ u . Unfallrenten
D

die zunächſt für die Zeit bis zum 31 . Dezember
1918 in Ausſicht genommen worden ſind , werden

vorausſichtlich auch weiter gewährt werden ,

da die Teuerung , die der Anlaß für die Gewäh⸗

rung dieſer Zulagen iſt , aller Vorausſicht nach

auch nach dem 31 . Dezember 1918 nicht behoben

ſein dürfte . Es beſteht demgemäß die Abſicht , im

Wege der Geſetzgebung eine Weiterzahlung der Zu⸗

lagen über den 31 . Dezember 1918 hinaus herbei⸗

zuführen .
63 .

Die Vorſchüſſe der Gemeinden .

Bekanntlich erſetzt die badiſche Regierung die

Mindeſtbeträge der Familienunterſtützungen vor⸗

ſchüßlich . Dadurch nimmt ſie den Lieferungsver⸗

bänden die Sorge für die Geldbeſchaffung und die

Laſt der Verzinſung ab . Seit Kriegsausbruch bis

zum 1. Oktober v. Js . beläuft ſich die vom Staat

den Gemeinden vorgeſchoſſene Summe unter Be⸗

rückſichtigung der inzwiſchen vom Reich erſetzten

28,5 Millionen Mark auf weit über 100 Millionen

Mark und die hierfür erwachſenen Zinſen ohne

Zinſeszinſen auf über 8,5 Millionen Mark . Nach

dem Stand der Vorſchüſſe auf 1. Oktober v. J . be⸗

trägt der Zinſenaufwand 565 897 Mark monatlich ,

wozu allmonatlich rund 29 656 Mark neu hinzu⸗

kommen .
——— ——

Die Sicherung der Kaſſen betr .

Bei der gegenwärtig herrſchenden Unſicherheit

der Verhältniſſe iſt es Zeitungsnachrichten zufolge

in letzter Zeit wiederholt vorgekommen , daß in

Verwaltungsgebäude eingebrochen worden iſt und

Werte in hohem Betrage geſtohlen worden ſind .
Esbiſt daher dringend geboten , daß für die ſichere

Verwahrung der Stiftungsgelder und ſonſt aufbe

wahrter Wertſtücke und Wertpapiere geſorgt wird ,

damit nicht bei etwaigen Verluſten die Stiftungs⸗

behörden und ſonſtigen Stiftungsbeamten haftbar

gemacht werden müſſen .
Hinſichtlich der Stiftungsgelder verweiſen wir

auf unſeren Erlaß vom 11. Januar 1917 , Nr . 421 ,

Zahlungsmittel betr . wonach nur die unbedingt

erforderlichen Bargelder in der Stiftungskaſſe ver⸗

bleibenl und alle nicht nötigen Beträge tunlichſt

raſch den Geldinſtituten ( Sparkaſſen ) zugeführt

werden ſollen .
Wo das Verbleiben höherer Beträge in der

Kaſſe nicht zu umgehen iſt oder öfters , etwa durch

Kapitalheimzahlungen und dergl . , höhere Kaſſen⸗

beſtände ſich ergeben , wird es ſich empfehlen , klei⸗
nere diebsſichere Kaſſenſchränke für die Stiftungs⸗

rechner anzuſchaffen .
( Erlaß Gr . Verwaltungshofs vom 20 . 3. 18 ,

Nr . 1964 ) .
— 0 —

Bargeldloſer Zahlungsverkehr .

Der unterml 20 . Februar 1918 ausgegebene

Bericht der Sparkaſſe Durlach ſagt über den bar⸗

geldloſen Verkehr :
Der für unſere wirtſchaftlichen Verhältniſſe

ſo wichtige bargeldloſe Zahlungsverkehr wurde im

Berichtsjahre durch Einführung des Sparkaſſen⸗
Giroverkehrs weiter gefördert , deſſen Teilnehmer

zahl auf Jahresſchluß 219 betrug , wozu noch 99

Scheckkontoinhaber kommen . Im Giro⸗ und Scheck⸗

verkehr betrugen die Gutſchriften in 6007 Poſten
7 342 224 . 36 M. und die Laſtſchriften in 8985

Poſten 6 788 691 . 10 M. Dauerauftröge zur Zahl⸗



ung von Steuern , Umlagen , Gas⸗ und Waſſerrech⸗
nungen , Krankenkaſſenbeiträge , Hypothekenzinſen
u. dgl . haben 132 Kontoinhaber erteilt . Die bis⸗

herigeſ Entwicklung des Sparkaſſen⸗Giroverkehrs
hat gezeigt , daß die Sparkaſſen vermöge ihrer Be⸗

deutung für den allgemeinen Geldverkehr in be⸗

ſonderem Maße geeignet ſind , den bargeldloſen
Zahlungsverkehr in wirkſamer Weiſe zu fördern .
Est mag daher auch an dieſer Stelle der Anſchluß
an den Giroverkehr der ſtädtiſchen Sparkaſſe er⸗

neut empfohlen werden , da derſelbe nicht nur einer

vaterländiſchen Pflicht entſpricht , ſondern erheb⸗

liche wirtſchaftliche Vorteile mit ſich bringt . Ein⸗
mal werden durch den Giroverkehr die Zahlungs⸗
verpflichtungen verbilligt , da die Sparkaſſe alle

Zahlungen , auch regelmäßig wiederkehrende , wie

Steuern , Umlagen , Verſicherungsbeiträge , Gas⸗ u.

Waſſerrechnungen , Miet - und Hypothekenzinſen
uſw . , koſtenlos ausführt . Sodann wird durch
die Benutzung des Giroverkehrs viel Pertvolle
Zeit erſpart , die ſonſt durch weite Wege zu der

betreffenden Kaſſe , durch unbequemes Warten ,

durch Geldwechſeln und dergleichen mehr , verloren

geht . Ein weiterer Vorteil iſt darin zu erblicken ,
daß Geldbeträge , die andernfalls zu Hauſe zinslos

aufbewahrt wurden , durch die Anlegung eines

Girokontos der ſofortigen Verzinſung zugeführt
werden .

Der Kontoinhaber genießt ferner den Vorzug ,
daß er der ſicheren Aufbewahrung ſeines Geldes

enthoben iſt und jederzeit aus den Büchern der

Sparkaſſe den Nachweis der Zahlung erbringen
kann , auch wenn eine anderweitige Quittung nicht
mehr vorhanden iſt . 0

Die Zahl der Beamten , die ihre Bezüge an
die ſtädtiſche Sparkaſſe überweiſen laſſen , iſt er⸗

freulicherweiſe auf 130 geſtiegen ; ein Beweis da⸗

für , daß auch in den Kreiſen der Feſtbeſoldeten die

Vorzüge des Giroverkehrs in immer größerem
Umfang erkannt werden .

( Es haben 1917 betragen die im Girover⸗

kehr erledigten Poſten ( Gut⸗ und Laſtſchriften )
10348 mit 5304000 M. und die im Scheckver⸗

kehr erledigten Poſten 4650 mit 8 950 000 M. Bei
25 Mill . Einlagen auf 1. Januar 1918 hat 1917
der Verwaltungsaufwand betragen und zwar Ge⸗

halte rund 23000 M . und ſonſtiger Verwaltungs⸗
aufwand 14500 M. Der Geſamtumſatz bei der

Kaſſe iſt von rund 30 Mill . im Jahre 1914 auf
rund 84 Mill . Mark im Jahre 1917 geſtiegen .

— —

Irrtümer bei Beamten⸗Gehaltszahlungen .

Die Fälle , daß die auszahlende Kaſſe ſich
bei der Berechnung des Beamtengehalts irrt , mö⸗

gen in regelmäßigen Zeiten ſelten ſein . Jetzt im

Kriege , wo häufig die Vorſchriften über die An⸗

rechnung der Militärbeſoldung auf den Zivilge⸗
halt hereinſpielen , kommt es ziemlich oft vor , daß
dem Beamten ein höherer oder niedrigerer Ge⸗

halt ausgezahlt wird als ihm rechtlich zukommt .
Wird dem Beamten ein niedrigerer Gehalt ge⸗

zahlt als ihm gebührt , ſo iſt die Rechtslage ein⸗

fach . Der Beamte wendet ſich an die Kaſſe , macht
den Betrag , um den er durch das Verſehen des

Kaſſenbeamten verkürzt wurde , geltend und wird

hierauf in der Regel den vorenthaltenen Reſt erhal⸗
ten . Wir können dabei zwei Fälle unterſcheiden .

Einmal den Fall , daß die Kaſſe den Gehalt
falſch berechnet und den falſch berechneten Betrag

ausgezahlt hat . Nehmen wir an , ein Beamter hat
bis zum erſten Mai 1917 monatlich 300 M. be⸗

zogen , vom 1. Mai 1917 an rückt er um 50 M.
im Monate vor , ſodaß er von dieſem Tag an 350

Mark im Monate zu erhalten hätte . Die Kaſſe

hat die Vorrückung aber überſehen und hat dem

Beamten , der ſich auch nicht genau über ſeine Ge⸗

haltsverhältniſſe unterrichtet hat , für Mai noch
einmal 300 M. gezahlt . Nachträglich wird der Be⸗

amte auf ſeine höheren Anſprüche aufmerkſam und

verlangt die vorenthaltenen 50 M. Er wird in

der Regel ohne jede Schwierigkeit ſeine Forderung

erfüllt bekommen ; denn er hat ja nur 300 M.

quittiert . Weigert ſich die Kaſſe , ſeinen Anſpruch

zu befriedigen , ſo ruft er die höhere Finanzinſtanz

an , äußerſten Falles ſteht ihm auch in den meiſten
Bundesſtaaten der Weg zu den ordentlichen Ge —

richten offen .
Der andere Fall , der ſich bei zu geringer Ge⸗

haltszahlung begeben kann , iſt der , daß die Kaſſe
den richtigen Gehalt zahlen wollte , der Beamte

auch den richtigen Gehalt quittiert hat , die Kaſſe
aber aus Verſehen einen zu geringen Betrag aus⸗

gehändigt hat . Der Beamte hat alſo z. B. 300 M.

zu erhalten , beſtätigt auch den Empfang dieſes

Betrages , die Kaſſe zahlt aber irrtümlich , ohne

daß der Beamte es merkt , einen 20 M. ⸗Schein zu

wenig aus . Hier iſt gleichfalls klar , daß der Be⸗

amte die 20 M. , die er zu wenig bekommen hat ,

nachträglich erhalten muß , nur kann ihm manch⸗
mal die Erbringung des Beweiſes Schwierigkeiten
bereiten . Denn er hat ja den Empfang von 300
M. quittiert , und die Kaſſe wird ſich zunächſt auf

dieſes formelle Recht ſtützen . Ergibt ſich bei dem

Kaſſenſturz ein Mehr von 20 M. , ſo wird ſie den

Betrag dem Beamten erſetzen ; ergibt ſich aber

durch irgendwelche Umſtände dieſes Mehr nicht ,

ſo wird der Beamte ſchwer um ſein Recht kämpfen
müſſen . Doch handelt es ſich hier eben um eine
reine Beweisfrage . An ſich hat der Beamte ſelbſt⸗
verſtändlich den Anſpruch auf die 20 M.

Rechtlich verwickelter liegt der Fall , daß einem

Beamten mehr Gehalt gezahlt wird , als ihm ge⸗

bührt . Das kann auf verſchiedene Weiſe vorkom⸗
men . Es nimmt z. B. die Kaſſe zu früh eine

Vorrückung an , oder ſie zahlt den Gehalt für einen
Monat aus , in dem der Beamte wegen Dienſtent⸗

hebung die Stelle nicht mehr bekleidet , oder ſie
will den richtigen Gehalt auszahlen , leiſtet aber

aus Verſehen einen zu hohen Betrag . Insbeſon⸗
dere gehören hierher auch die Fälle , daß die Kaſſe
nichts von der militäriſchen Einberufung oder der

Offiziersbeförderung des Beamten weiß und daher

den Zivilgehalt unverkürzt verabfolgt . Gerade

dieſe letzten Fälle ſind in der jetzigen Zeit von

erheblicher Bedeutung und die Frage , ob und in

welchem Umfange der Beamte den zuviel bezoge
nen Gehalt zurückgeben muß , hat in Beamten⸗

kreiſen beſonderes Intereſſe hervorgerufen .
Bei der Erörterung , ob der Beamte zuviel

empfangenen Gehalt dem Staate oder der Ge⸗

meinde erſetzen muß , wollen wir zunächſt den

Fall betrachten , daß dem Beamten bekannt war ,

daß er zuviel erhalte . Es wird z. B. einem Be⸗

amten , der vom 1. Juli 1917 an zum Leutnant

befördert wurde , vom Zahlmeiſter eigens bemerkt ,

daß er zukünftig keinen Anſpruch mehr auf den

f
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vollen Zivilgehalt habe , ſondern nur noch einen

kleinen Teill Er erkundigt ſich auch noch bei Ka⸗

meraden und erfährt dort , wieviel Zivilgehalt ihm

künftig noch zuſteht . Trotzdem nimmt er den gan⸗

zen Zivilgehalt , den ihm irrtümlich die Kaſſe weiter

zahlt , noch drei Monate an . Danach ſtellt ſich
der Irrtum heraus , und er ſoll das zuviel Be⸗

zogene erſetzen . Hier weißt uns ſchon unſer Billig⸗

keitsgefühl auf die richtige Entſcheidung hin . Der

Beamte , der trotz Kenntnis ſeiner geringeren An⸗

ſprüche den Irrtum der Kaſſe ausnützte und hinter⸗

hältig den ihm , wie er weiß , nicht zuſtehenden Be⸗

trag ſich zu eigen macht , muß nun auch die Folgen
jeines Verhaltens tragen und das zuviel Emp⸗

fangene zurückgeben . Er kann ſich nicht etwa da⸗

rauf berufen , daß er das Geld nicht mehr hat , daß
er es bereits verausgabt hat . Der bösgläubige

Empfänger eines aus Irrtum zu hoch bemeſſenen
Gehalts muß alſo unter allen Umſtänden der

Kaſſe den Schaden , den er ihr durch ſein arg⸗

liſtiges , gegen Treu und Glauben verſtoßendes

Verhalten zugefügt hat , erſetzen .
Ganz anders liegt die Sache , wenn der Be⸗

amte gutgläubig war , wenn er alſo gemeint hat ,

der höhere Gehalt , den ihm die Kaſſe auszahlte ,

ſtehe ihm zu . Dieſe Fälle kommen in der Praxis
naturgemäß am häufigſten vor . An ſich beſteht

allerdings auch dann , wenn dem Beamten unbe⸗
kannt war , daß er auf den Gehalt , den ihm die

Kaſſe auszahlte , ganz oder zum Teil keinen An⸗

ſpruch hatte , ein Rückſorderungsrecht des Staates

oder der Gemeinde auf das zuviel Empfangene .
Denn der Beamte hat ja in ſoweit etwas ohne

Rechtsgrund erhalten , er iſt wie das Geſetz

ſagt — „ ungerechtfertigt bereichert “ . Der gut⸗

gläubige Empfänger kann aber , wenn er inzwiſchen
das zuviel Bezogene verbraucht hat , einwenden , daß

er zur Rückgabe nicht mehr im Stande ſei , weil

er das zuviel Empfangene nicht mehr habe , weil

er alſo nicht mehr bereichert ſei . Iſt dieſer Ein⸗

wand richtig , iſt tatſächlich die Bereicherung in —

zwiſchen bei ihm weggefallen , ſo beſteht für ihn

teine Rückgabepflicht mehr .

Die Frage , ob eine Bereicherung noch vorliegt ,

iſt allerdings im Einzelfalle häufig nicht ſo leicht

zu entſcheiden . Nehmen wir an , einem Beamten ,

der bisher 400 M. Zivilgehalt im Monat bezoag ,

wird aus Verſehen der Kaſſe auch nach ſeiner Be⸗

förderung zum Leutnant noch 3 Monate der ganze

Zivilgehalt ausgezahlt , während er tatſächlich nur

nöch 183 M. im Monat zu erhalten hätte . Er ver

wendet die Mehreinnahme nicht völlig zur Beſtrei⸗

tung von Lebensbedürfniſſen , ſondern legt jeden
Monat 200 M. zurück . Er hat alſo nach 3 Mo⸗

naten 600 M. erſpart . Dem Anſpruche der Kaſſe

auf Rückgabe des während der 3 Monate zuviel

bezogenen Betrags von 3 X ( 400 —183 ) 651

M. kann er nicht entgegenſetzen , er ſei nicht mehr

ereichert ; denn er hat ja von dem zuviel Emp⸗

fangenen noch 600 M. in ſeinem Vermögen . In
dieſem Umfange muß er alſo das Rückerſtattungs⸗

verlangen der Kaſſe befriedigen . Die Rückgabe des

Reſtes von 51 M. kann er verweigern , weil ee

um dieſen Betrag nicht mehr bereichert iſt .
Oder ſetzen wir den Fall , daß der betreffende

Beamte im Monate zwar nicht 200 M. zurücklegt ,

aber jeden Monat an einer Schuld von 1000 M.

den Betrag vorg 200 M. abzahlt . Hier hat er den

Betrag von 600 M. allerdings nicht mehr in Natur

in Händen , er iſt aber trotzdem noch bereichert .

Denn er hat ja jetzt 600 M . weniger Schulden ,

Auch hier iſt er zur Rückleiſtung der 600 M. ver⸗

pflichtet .
Es könnte auch möglich ſein , daß der Beamte

das zuviel Erhaltene nicht zurücklegt , auch nicht

zur Beſtreitung von Verbindlichkeiten verwendet

hat , daß er aber damit Anſchaffungen gemacht hat ,
die noch vorhanden ſind . Er hat z. B. ein Ge⸗

mälde , einen wertvollen Ring , ein Klavier ge⸗

kauft . Auch hier liegt noch eine Bereicherung vor ,

zwar nicht in Geſtalt des baren Geldes , das der

Beamte ſeinerzeit zuviel empfangen hat , aber in

Form der Gegenſtände , die er mit dem Gelde

gekauft hat .
Die meiſten Fälle werden aber anders ge⸗

lagert ſein . In den meiſten Fällen wird der Be⸗
amte den höheren Betrag den er bekommen hat ,
in einer Weiſe verbrauchen , daß zur Zeit der Rück⸗

forderung ſeitens der Kaſſe eine ſichtbare Wirkung ,

ein greifbarer Erſatz des zuviel Empfangenen nicht

mehr vorhanden iſt . Der Beamte wird durch den

höheren Bezug von ſelbſt auch in ſeinen Lebens⸗

anſprüchen in die Höhe gehen und ſo Ausgaben

machen , die er bei einem geringeren Gehalt unter

laſſen hätte . Er wird in der Regel den höheren

Bezug als willkommenen und erſehnten Anlaß neh

men , die einengende Feſſel der bedrängten Verhält⸗

niſſe , in denen er bisher lebte , etwas zu lockern .

Er wird ſich und den Seinen einzelne beſcheidene

Genüſſe des Leibes und des Geiſtes gönnen , auf

die er bisher verzichten mußte und wird ſo, wenn

die Kaſſe ihren Rückerſtattungsanſpruch erhebt ,

zwar „ bereichert “ ſein um die Erinnerung an kleine

Lebensfreuden , nicht aber um materielle Güter .

Der Beamte , der infolge irgend eines Ver⸗

ſehens der Kaſſe — insbeſondere wegen Nichtbe⸗

achtung der Vorſchriften über die Anrechnung der

Militärbeſoldung auf den Zivilgehalt — gutgläu⸗

big einen zu hohen Gehalt empfangen hat , iſt alſo

dann , wenn er das zuviel Bezogene zur Beſtrei⸗
tung ſeiner Lebensbedürfniſſe verausgabt hat , zur

Rückerſtattung nicht verpflichtet . Dabei macht es

keinen Unterſchied , in welcher Weiſe er das zuviel

Empfangene ausgegeben hat . Nur darf er damit

keine Schulden bezahlt oder Anſchaffungen ge⸗

macht haben , die noch in ſeinem Vermögen vor⸗

handen ſind .
— ⏑ —

Die Verwendung von Krankenkaſſenmilteln für

den Beſuch von Verſammlungen .

Wenn eine Krankenkaſſenverſammlung heran⸗

naht , pflegt ſich im Kreiſe mancher Kaſſenvorſtände
ein ſtarker Wiſſensdrang bemerkbar zu machen , der

nur durch den Beſuch der Verſammlung befriedigt
werden kann . Wir kennen einen Fall , wo fünf

Vorſtandsmitglieder eine auswärtige Verſammlung

beſuchten , den Verwalter aber , für den die Teil⸗
nahme von beſonderer Bedeutung war , hatte man

zuhauſe gelaſſen . Es wurden damals ſchöne Vor⸗

träge gehalten , zum Teil aber von ſolcher Länge ,

dafß einfache Leute dem Gedankengange nicht zu

folgen vermochten ; für ſolche war der Gewinn

der Reiſe mehr auf geographiſchem und kulina⸗

riſchem , als auf dem Gebiete des Krankenkaſſen

weſens zu ſuchen . Die Zeiten , in denen Vergnüg⸗

ungsreiſen auf Koſten der Krankenkaſſen unter⸗

nommen werden konnten , ſind jedoch vorüber , denn
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der § 363 R. V. O. läßt die Verwendung von Kaſ⸗
ſenmitteln zum Beſuch von Verſammlungen nur

nach den Beſtimmungen der obexpſten Verwaltungs⸗
behörde und nur inſoweit zu , als die Verſamm⸗

lung den geſetzlichenn Zwecken der Krankenver⸗

ſicherung dienen ſollen . Und § 10 der Vollzugs⸗
verordnung vom 2. Juni 1913 beſtimmt hierzu
und zu § 414 R. V. O:

„ Sofern die Kaſſe einem Verband zur Förde⸗

rung des Krankenkaſſenweſer ns angehört , dürfen
bis auf weiteres für den Beſuch von Verſamm⸗
lungen dieſes Verbandes , die den geſetzlichen
Zwecken der Renerstern dienen ſollen ,

Kaſſenmittel zur Deckung ſolcher Koſten ver⸗
wendet werden , die durch die Entſendung je eines

Vertreters der Arbeitgeber und der Verſicher⸗
ten ſowie eines Angeſtellten ſich ergeben . “

Dieſe „ bis auf weiteres “ erteilte Genehmigung
muß als ſehr liberal bezeichnet werden . Der Di⸗
rektor des gemeinſamen Oberverſicherungsamtes in

Gera , Regierungsrat Krauſe vertritt in einem in
der Zeitſchrift „ Die Betriebskrankenkaſſe “ ( 9. Jahr⸗
gang Nr . 18 ) veröffentlichten Aufſatze die Anſicht ,
daß abgeſehen von beſonderen Fällen , die Ent⸗

ſendung eines Vertreters der Abſicht des Ge⸗

ſetzes entſpreche , der Aufſatz iſt von allgemeinem
Intereſſe , wir wollen deshalb näher darauf ein

gehen .
Der Verfaſſer ſtellt ſeinen Ausführungen die

Stelle der Regie ee 0 zur R .V. O

voraus , welche lautet :

des 8 372 ( d. i. 363 des Ge⸗
einer Frage Stellung , die be⸗

Streit veranlaßt hat . Die Zahl
ähnlicher Veranſtaltungen hat

in neuerer Zeit auf allen Gebieten und in einer
Weiſe zugenommen , die kaum überall dem berech
tigten Bedürfnis entſpricht . Wenn der Entwurf
es gleichwohl grundſätzlich geſtattet , Kaſſenmittel
zum Beſchicken derartiger Verſammlungen zu
verwenden , ſo darf er dies nur unter einer be
ſtimmten Vorausſetzung tun . hauptſäch⸗
lichſte Grund der Veranſtaltung muß ſich auf
die Förderung von Angelegenheiten richten , die

ſich auf die reichsgeſetzliche Krankenfürſorge be⸗

ziehen oder ſie doch unmittelbar berühren. Im
übrigen wird auch davon auszugehen ſein , daß

— Abſ . 2

ſetzes ) nimmt zu
reits wiederholt
der Kongreſſe und

die Koſten ſelbſt aus dem Verlauf und dem

Ergebniſſe der Verſammlung für die Zwecke der

eigenen Verwaltung Nutzen ziehen kann . So
würde es beiſpielsweiſe nicht gerechtfſertigt ſein ,
wenn eine kleine Kaſſe , deren Mittel gerade
nur die geſetzlichen Regelleiſtungen decken , eine

Tagung beſchicken wollte , die ſich lediglich mit
der zweckmäßigſten Art befaſſen ſoll , wie große ,
koſtſpielige Heilanſtalten herzuſtellen ſind . Auch
in der Zahl der entſandten Vertreter muß Maß

gehalten werden ; nur in ſeltenen Fällen wird

ein Bedürfnis dafür anerkannt werden können ,
daß eine einzelne Kaſſe mehr als einen

Vertreter ſchickt . Allgemein für das Reich gültige
Vorſchriften laſſen ſich im Entwurfe bei der Ver⸗

ſchiedenartigkeit der Verhältniſſe nicht aufſtel⸗
len ; vielmehr wird die nähere Regelung zweck⸗

mäßiger den oberſten Verwaltungsbehörden der

einzelnen Bundesſtaaten überlaſſen . “
Weiter wird ausgeführt :

Was zunächſt den Begriff der Verwendung an⸗

belangt , ſo dürfen Kaſſenmittel weder direkt noch
indirekt zum Beſuche nicht geſtatteter Verſamm⸗
lungen verwendet werden . Eine direkte Verwen⸗

dung würde vorliegen , wenn die Kaſſe ſelbſt die

Koſten ihren Vertretern erſtattet , eine indirekte

Verwendung aber in Frage kommen , wenn ein
Dritter , an welchen die Kaſſe ſteuert , z. B. ein

Kaſſenverband oder eine Kaſſenvereinigung der in

§ 414 R . V. O. gedachten Art , dieſe Beiträge , ſeien
ſie nun aus früheren Beiträgen aufgeſpart oder
laufend zugeſteuert , ganz oder teilweiſe benutzt ,
um die Koſten der Abgeordneten zu bezahlen ; wenn

alſo beiſpielsweiſe ein Kaſſenverband oder eine

Kaſſenvereinigung die von den Kaſſen durch feſte

Jähresbeiträge oder im wechſelnden Umlageverfah
ren aufgebrachten Gelder , die ja an ſich nun nicht

mehr Gelder und Mittel der Kaſſe , ſondern Mittel

des Verbandes und der Vereinigung ſind ,
verwenden wollte die Koſten des Verſammlun

dazu

befuchs den Abgeordneten zu erſetzen .
—. —

würde
eine nbare , nicht ſtatthafte Umgehung das 8
365 R.

V. O. zu erblicken ſein , die
—

ſo

zu
b

„ wie die direkte Zahlung durch die
Kaſſe

Die Ausführung en über den Begriff der ge
ſetzlichen Zwecke der Krankenverſicherung ergeben
weiter , worum es ſich beim Beſuche von grundſätz
lich zur Beſchickung auf Kaſſenkoſten zugelaſſenen
Verſammlungen handeln muß . Es müſſen dabei
regelmäßig Dinge zur Sprache kommen , die eine

Maßnahme der Kaſſenverr — ung ſofort opder ſpä⸗
ter zur Folge haben ſollen . Und wie jeder Ver

waltungsakt der Kaſſe Uur dann gerechtfertigt iſt ,
wenn er entweder direkt auf geſetzlicher Vorſchrift
beruht oder doch im Rahmen des Geſetzes und der

Satzung zuläſſig und für die Kaſſe von Vorteil iſt ,

ſö iſt auch in jedem Einzelfall für den Beſuch der

grundſätzlich zur Beſchickung aus Kaſſenmitte An zu⸗

gelaſſe Verſammlungen erfurdertich daß die

Kaſſe davon Vorteil hat oder ddoch haben kann. daß
der Beſuch im Intereſſe der ſelbſt erfolgt ,
daß , wie die Begründung — „ die Kaſſe ſelbſt

aus dem Verlaufe und dem Erge bniſſe der Ver⸗

ſammlung für ddie Zwecke der eigenen Verwaltung

Nutzen ziehen kann . “ Nur ſoweit erkannte auch
here Recht die Befugnis zur Beſchickung von

reſſen an . Mit Entſcheidung vom 12. Dez .
2907 hat dies das Kammergericht und mit Ver

ordnung vom 7. März 1908 das Sächſiſche Mini⸗

ſterium des Innern anerkannt , indem ſie aus⸗

ſprachen : „ Die Koſten der Beſchickung von Kon⸗

greſſen dürfen aus Mitteln der Krankenkaſſe ge⸗
deckt werden , falls durch die Anteilnahme an ſor
chen Kongreſſen eine Förderungderden Kaſ⸗
ſen durch das Geſetz zugewieſenen po⸗
ſitiven Aufgaben zu erwarten iſt oder die

auf der Tagung zur Verhandlung kommenden Fra⸗

gen gerade für die beſchickeinde Kaſſe
von praktiſcher Bedeutung ſind und die

Kongreßbeſchickung auch nach den ſonſtigen Ver⸗

hältniſſen der Kaſſe ( Mitgliederzahl ,
finanzielle Lage ) ſich rechtfertigt : und ähn⸗
lich hat ſich das Preußiſche Miniſterium , Abt . für
das Innere , ausgeſprochen , wenn es ſagt : Zu den

Verwaltungskoſten einer Krankenkaſſe gehören auch
Reiſekoſten für die Entſendung von Vertretern zu
Verſammlungen und Kongreſſen , auf denen in der

Hauptſache die geſetzlichen Aufgaben der Kaſſe und
ihrer Organe behandelt werden . Ueber den Umfang
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der Beſchickung der Verſammlung — durch einen
oder mehrere Vertreter — und über die Auswahl

der Vertreter entſcheiden die Kaſſenorgane ſelbſt⸗

ſtändig , ohne an Anordnungen der Aufſichtsbehör⸗
den gebunden zu ſein ; nur kann die letztere fordern ,

daß die Ausgaben ſich in angemeſſener

Hö he halten und der Vermögenslage
der Kaſſe entſprechen .

Hiernach wird der Beſuch von Verſamm⸗

lungen auf Koſten der Kaſſſen als zu⸗

läſſig bezeichnet über :

Herſtellung von Heilanſtalten und Geneſungs⸗

heimen , ſofern die Kaſſe daraus Nutzen ziehen kann ;

Allgemeine Zwecke der Krankheitsverhütung ;

Beziehungen zu den Kaſſenangeſtellten , Aerz⸗
ten , Zahntechnikern , Apothekern , Heildienern ,
Krankenwärtern , Maſſeuren , Hebammen , Arznei⸗

und Heilmittelhändlern ;
Feſtſtellung von Grundſätzen für die Ueber⸗

wachung der Kranken , gegenſeitige Gewährung von

Krankenhilfe unter Krankenkaſſen , gemeinſamen

Bezug gewiſſer Heilmittel .
Als den geſetzlichen Zwecken der Krankenver —

ſicherung dienend ſind auch anzuſehen Verſamm⸗

lungen der Mitglieder eines nach 8 414 R. V. O.
beſtehenden Verbandes , der den allgemeinen Zwek⸗

ken der Krankenhilfe dient , ſoweit die Verſamm⸗

lungen die Ausübung der dem Verbande obliegen⸗

den und geſetzlich geſtatteten Aufgaben der Kaſſe

zu erfüllen beſtimmt ſind .
Nicht unter 8 3632 R . V. O. fallen Ver⸗

ſammlungen folgender Art :

Zuſammenkünfte von Kaſſenangeſtellten , gleich⸗
gültig , wie der Gegenſtand der Beratung iſt ; denn

derartige Zuſammenkünfte gelten nur als Ver⸗

jammlung von natürlichen Perſonen , nicht der

durch ſie vertretenen juriſtiſchen Perſon „ Kranken⸗

kaſſe “ , Zuſammenkünfte von Perſonen ( Vorſtands⸗

mitgliedern u. Ageſtellten ) , die dort ihrer Beleh⸗

rung halber erſcheinen , z. B. Unterweiſungen über

die Tragweite und Anwendbarkeit neuer Geſetze .
Sendet die Kaſſe Vorſtandsmitglieder oder An⸗

geſtellte zu ſolchen Beſprechungen auf Kaſſenkoſten ,
ſo fällt dies nicht unter §S363 R . V. O. , ſondern es

gilt als eine Verwendung von Kaſſenmitteln zu

den Verwaltungskoſten . Den wie die Anſchaffung

von Lehrmitteln , Kommentaren uſw . zur Verwen⸗

dung bei der Kaſſenverwaltung , zur Belehrung der

Organe und Angeſtellten notwendig und unter die
Verwaltungskoſten zu rechnen iſt , ſo gilt das

Gleiche , wenn dieſem Zwecke durch belehrende Vor⸗
träge gedient werden ſoll . Derartige Maßnahmen
unterliegen nur der Aufſicht des Verſicherungs⸗

amtes ( § S377 R. V. O. ) , welches eine den Verhält —

niſſen der Kaſſe nicht entſprechende Entſendung
von Perſonen zu Lehrkurſen beanſtanden darf .

Unzuläſſig ( auch nicht aufgrund des 8

363 . R. V. O. ) iſt die Verwendung von K alſ⸗
ſenmitteln für Beſuche von Verſammlungen :

von Angeſtellten , die nur zur Förderung der

eigenen Angelegenheiten dienen ;

von Arbeitgebern und Verſicherten zum Zweck

ihrer Belehrung über die Krankenverſicherung im

Allgemeinen , über Kaſſenſatzung , Rechte u. Pflich⸗
ten der Arbeitgeber und Verſicherten ;

von Kaſſenmitgliedern zwecks Verſtändigung
über Wahlen zur Arbeiterverſicherung .

Ferner iſt es unzuläſſig , einen Vertreter zu

einer die Krankheitverhütung betreffenden Ver⸗

ſammlung zu entſenden , wenn eine Krankheit der

zu verhütenden Art überhaupt nicht droht oder

eine Tagung zu beſchicken . die ſich lediglich mit

der zweckmäßigſter Art befaſſen ſoll , wie große ,

koſtſpielige Heilanſtalten herzuſtellen ſind , wenn

die Mittel einer kleinen Kaſſe gerade nur die ge⸗

ſetzlichen Regelleiſtungen decken .
Endlich ſind Verſammlungen , die nur eine

Einwirkung auf die Geſetzgebung bezwecken und

Wünſche und Auffaſſungen der Kaſſen für die wei⸗

tere Entwicklung der Arbeiterverſicherung , ſpeziell
der Krankenverſicherung , überhaupt zur Kenntnis

der Behörden und der geſetzlichen Körperſchaften

zu bringen ſtreben , von der Beſchickung aus Kaſſen⸗

mitteln ausgeſchloſſen , denn die weitere Entwick⸗

lung der Krankenverſicherung und der Arbeiter⸗

verſicherung überhaupt iſt keine Verwaltungsmaß⸗

nahme der Kaſſe und oient auch nicht den geſetz⸗

lichen Zwecken der Krankenverſicherung .
Die Tagesordnung der Krankenkaſſenverſamm⸗

lungen enthalten meiſt eine große Zahl von Ein⸗

zelpunkten über die verhandelt werden ſoll . Be⸗

finden ſich darunter ſolche , die als nicht den Zwek⸗

ken der Krankenverſicherung dienend anzuſehen
ſind , ſo iſt die Beſchickung der Verſammlung auf

Kaſſenkoſten dann geſtattet , wenn die übrigen Ver⸗

handlungsgegenſtände den Hauptzweck der Bera⸗

tung bilden . Denn es genügt , wenn der haupt⸗
ſächlichſte Grund der Veranſtaltung ſich auf

die Förderung von Angelegenheiten richtet , die

ſich auf die reichsgeſetzliche Krankenfürſorge bezie —

hen ; alſo nur der ha uptſächlichſte , nicht der

alleinige Grund . Dies darf aber nicht zu einer

Umgehung des Geſetzes dadurch führen , daß als

äußere Umrahmung eines nicht zugelaſſenen Grun⸗

des der Verſammlung eine große Tagesordnung

nit den geſetzlichen Zwecken der Krankenverſiche⸗

rung dienenden Verhandlungsgegenſtänden aufge

ſtellt wird nur zu den Behufe , ein micht zugelaſſenes

Thema von auf Kaſſenkoſten entſandten Vertretern

behandeln zu laſſen . Nicht die äußere Aufmachung

iſt es , aus der zu entnehmen iſt , ob eine Verſamm⸗

lung den geſetzlichen Zwecken der Krankenverſiche

rung dient , ſondern der innere Grund , aus dem

die Verſammlung berufen wurde .

Der Verfaſſer kommt als Ergebnis ſeiner Un⸗

terſuchung zu folgenden Leitſätzen :
1. Verſammlungen i . S . des § 363 Abſ .

R. V. O. ſind nur ſolche , an welchen die juriſtiſche

Perſon „Krankenkaſſe “ jelbſt , wenn auch naturge —⸗

mäß durch Vertreter , teilnimmt .

2. Der Beſuch dieſer Verſammlungen auf

9

Kaſſenkoſten iſt nur dann geſtattet , wenn die Ver⸗

ſammlung hauptſächlich den geſetzlichen Zwecken

der Krankenverſicherung dient . Dieſen Zwecken

dient ſie dann , wenn ſie die Gewährung der Kaſ —

ſenleiſtungen an die Verſicherten oder die die Ge⸗

währung dieſer Leiſtungen ermöglichenden geſetzlich
eingeführten oder den Verwaltungsmaßnahmen der

Kaſſen freigelaſſenen Mittel oder wenn ſie die in

§ 363 Abſ . 1 R . V. O. gedachten allgemeinen Zwecke

der Krankheitsverhütung betreffen .
3. Die von den oberſten Verwaltungsbehörden

zu erlaſſenden Beſtimmungen dürfen ſich nur auf

Verſammlungen der unter Ziffer 1 lerwähnten Art

mit den unter Ziffer 2 dargelegten Zwecken er⸗

ſtrecken . Beſtimmungen über andere Verſamm⸗
lungen z. B. ſolche von Angeſtellten oder von Vor⸗
ſitzenden der Kaſſen , nicht von Verſammlungen der

ID
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Kaſſen ſelbſt oder über Verſammlungen mit anderen

Zwecken ſind den oberſten Verwaltungsbehörden
nicht übertragen und deshalb , wenn ſie doch
erlaſſen werden , ungiltig . Der Beſuch von Ver⸗

ſammlungen auf Kaſſenkoſten , der durch ſolche un⸗

gültige Beſtimmungen geſtattet wird iſt den Kaſſen
trotzdem unterſagt und kann von der Aufſichtsbe⸗
hörde gerügt werden .

( 4, 5 lund 7 ſind ohne näheres Intereſſe . )
6. Die von der oberſten Verwaltungsbehörde

zu erlaſſenden Beſtimmungen ſind Geſetze i . S .
voon §8 30 R . V. O. Ihre Beobachtung durch die
Kaſſen kontrolliert die Aufſichtsbehörde .

— 0 —

7 . Bad . Landgemeindenverband .

Die Dienſt⸗ und Rechtsverhältniſſe der Ge⸗
meindebeamten .

Ueber dieſen Gegenſtand lag dem gegenwär⸗
tigen Landtag ein Antrag der Abgeordneten Kopf
und Gen . vor , welcher vier Teile enthält . Der
erſte Teil verlangt , daß in ſinngemäßer Anwend⸗

ung des ſtaatlichen Beamtengeſetzes die dienſtlichen
und rechtlichen Verhältniſſe der Gemeindebeamten
und Gemeindebedienſteten , insbeſondere das Dis⸗

ziplinarrecht , geordnet werde . Der zweite Teil des

Antrags verlangt Mindeſtbeträge für die dienſt⸗
liche Entlohnung derſelben . Der dritte Teil ver⸗

langt eine Beitragsleiſtung des Staates an die

Angeſtellten der kleineren Gemeinden für Wahr⸗
nehmung von Geſchäften des Reichs und des Staa⸗
tes . Der letzte Teil des Antrages verlangt , daß
in das neue Gemeindebeamtengeſetz die Ruhege⸗
halts - und Hinterbliebenenfürſorge hineingearbei⸗
tet werde .

Ueber dieſen Antrag wurde in der 41 . öffent⸗
lichen Sitzung der 2. Kammer am Mittwoch den
10 . April verhandelt ; Berichterſtatter war der Abg .
Wiedemann , an der Debatte beteiligten ſich die

Herren Albiez , Kahn , Bitter , Schirmeiſter , Schöpfe ,
Muſer , für die Gr . Regierung ſprach Se . Exzellenz
Herr Staatsminiſter von und zu Bodman , welcher

gegen den dritten Teil des Antrags ſich erklärte ,
im Uebrigen aber die Uebereinſtimmung der Gr .

Regierung mit den Anträgen ' m ihren weſentlich⸗
ſten Punkten zu erkennen gab und mitteilte , daß
die Gr . Regierung ſchon im Anfang des Jahres
1916 den Entwurf eines Gemeindebeamtengeſetzes
ausgearbeitet und ſowohl dem Verband der mitt⸗
leren Städte als auch dem Landgemeindeverband
zur Begutachtung vorgelegt habe und daß auch
eine Neubearbeitung des Fürſorgegeſetzes ſich in
der Vorbereitung befinde , daß aber eine Vorlage
beider Geſetze an den gegenwärtigen Landtag zur
Beratung wegen anderweiter dringlicher Aufgaben
nicht mehr möglich geweſen , für den nächſten Land⸗

tag aber in Ausſicht genommen ſei .
Die am Schluſſe der Debatte erfolgte ein⸗

ſtimmige Annahme der Anträge Kopf und Gen .

eröffnet die erfreuliche Ausſicht auf eine befrie⸗
digende Erfüllung der lange gehegten berechtigten
Wünſche der Gemeindebeamten durch den nächſten

Landtag .
Damit dürfte nun auch der Zeitpunkt ge⸗

kommen ſein , an dem wir nicht nur berechtigt ,
ſondern auch verpflichtet zu ſein glauben , die we⸗

ſentlichen Punkte des uns ſ. Zt . zur Begutachtung

mitgeteilten Geſetzentwurfs und unſern dem Mi⸗

niſterium gegenüber dazu eingenommene Stellung
der Oeffentlichkeit bekannt zu geben , was in einer
oder mehreren Nummern dieſer Blätter in näch⸗
ſter Zeit geſchehen wird , da uns für heute Zeit
und Raum dafür fehlt .
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Perſonal⸗Nachrichten .

J . Für den Bezirk Tauberbiſchofs⸗
heim wurde der proviſoriſche Bezirksvorſtand , Hr .
Bürgermeiſter Weigand von Gerlachsheim
definitiv als ſolcher gewählt .

2. Für den Bezirk Adelsheim hat Herr
Bürgermeiſter Gramlich von Sennfeld die
Stelle des Bezirksvorſtands proviſoriſch übernom⸗

men , nachdem Herr Faulhaber von Oſterburken
durch Niederlegung ſeines Amtes als Bürgermeiſter
ausgeſchieden iſt .

Herr Faulhaber , der 18 Jahre lang an
der Spitze ſeiner Gemeinde ſtand und ſich nicht
nur um dieſe ſelbſt unvergeßliche Verdienſte er⸗

worben , ſondern auch ſonſt im öffentlichen Leben

ſegensreich gewirkt hat , hat ſich während des Krie⸗

ges in hervorragender Weiſe für die Allgemeinheit
geopfert , zumal er lange Zeit ohne Ratſchreiber
war ; zweimal iſt er während der letzten Jahre
zuſammengebrochen und mußte längere Zeit Ur⸗
laub nehmen und in einem Kurort Erholung und

Wiedergewinnung ſeiner Arbeitskraſt ſuchen , trotz⸗

dem ſuchte er immer wieder ſeinen dienſtlichen
Verpflichtungen nachzukommen , um ſeine Gemeinde
in dieſer ſchweren Zeit die Aufregungen einer
Wahl und die Leitung der Gemeindeangelegenhei⸗
ten durch einen noch nicht genügend eingearbeiteten
Nachfolger zu erſparen , als er aber auch noch von
einer Seite , von der man es am wenigſten hätte
erwarten ſollen , ſtatt der verdienten Anerkennung
bittere Kränkung erfahren mußte , da war es mit

ſeiner Kraft zu Ende und er legte den Stab in

ſtiller Wehmut nieder .
Mit ſeiner Gemeinde bedauern auch wir den

Weggang des verdienſtvollen und pflichttreuen
Mannes , der ) auch unſerm Verband wertvolle

Dienſte geleiſtet hat ; wir werden ihm ein dank⸗
bares und ehrendes Andenken bewahren und wün⸗
ſchen von Herzan , daß ſich jetzt , wo er den Stra⸗

pazen und Aufregungen des undankbaren Amtes
enthoben iſt , ſeine Geſundheit wieder beſſern und

daß er womöglich ganz geneſen möge .
J ) Für den Bezirt Durlach wurde an

Stelle des vom Amt zurückgetretenen Herrn

Fränkle⸗Königsbach Herr Kaufmann in Grötz⸗
ingen zum Bazirksvorſtand gewählt . Ebenſo

für den

Bezir ' k Ettenheim Herr Kromer
von Malberg an Stelle des aus dem Amt ge —
ſchiedenen Herrn Friedrich von Altdorf .

5) Der Bezirksvorſtand des Bezirkes
Waldshut Herr Tröndle von Dogern , der
auch zugleich Ausſchußmitglied für den Kreis
Waldshut war , mußte leider in Folge andauernder
und gcheinbar unheilbarer Krankheit aus dem
Dienſt ſcheiden .

Als Bezivksvorſtand wurde an ſeine
Stelle Herr Ebner von Bierbronnen und
als Ausſchußmitglied Herr Ruf von

Oberwangen , Amt Bonndorf , gewählt .



6) In Waldangelloch , Amt Sinsheim ,
ſtarb am 15 . April im Alter von 74 Jahren Herv

Bürgermeiſter Hagmaier , woghl der Neſtor der

bad . Landbürgermeiſter , denn er feierte im vorigen

Jahr ſein 40⸗jähriges Amtsjubiläum , worüber wir

in Nr . 6 dieſer Zeitſchrift berichteten . Wir werden

ihm ein ehrendes Andenken bewahren , er ruhe im

Frieden !

Feuerverſicherung .

Stand nach der letzten Veröffentlichung in

4, Seite 46 5 831 150 M:

Abgang , weil nur für 1 Jahr

Nr . .

O. ⸗Z . 442 Nollingen 20 000 M.

Reſt 5 811 150 M.

Zugang :
470 Sandhauſen 14500 M.

471 Wolfach 6000 M

Stand am 20 . April 5831650 M.

Verbandsentwicklung .

Dem Verband iſt weiter beigetreten die Ge

meinde Rot , Amt Wiesloch .
Außer 8 Bürgermeiſtern als perſönliche Mit⸗

glieder gehören dem Verband jetzt 989 Gemein —

den an .

Möchten die Herren Bürgermeiſter , nament⸗

lich in den ſchwach beteiligten Bezirken dafür

ſorgen , daß wenigſtens die Zahl von 1000 Ge —
meinden in den nächſten Wochen erreicht wird .

8 . Rechnerverband .

Hagsfeld . Gemeinderechner Weber

Büungermeiſter gewählt .

Bezirksverſammlung Konſtanz⸗ Radolfzell .

Oſtermontag fand im „ Lamm “ in Radolfzell
eine ſehr gut beſuchte Bezirksverſammlung ſtatt .
Nach Begrüßung der Erſchienenen durch Gemein

derechner Kupprion von Gottmadingen hielt
Oberpoſtkaſſenbuchhalter Maier aus Konſtanz ei
nen Vortrag , in dem er anhand aller in Betracht
kommenden Vordrucke die Vorteile des Poſtſcheck⸗
und Ueberweiſungsverkehrs eingehend darlegte . Der
Vorſtand Romer⸗Wollmalinen ergänzte die Aus⸗

fichrungen durch einige Beiſpiele aus der Praxis ,
dabei ebenfalls die Vorteile und Erleichterungen ,

der Poſtſcheckverkehr bietet , hervorhebend .Der

wurde

Am

V

Die

64

auch Herr Rechnungsrat Bundſchuh beteiligte ,
wurde der neuere Exlaß des Gr . Verwaltungshofs
vom 20 . März 1918 über die Sicherung der Kaſſen
beſprochen . In heutiger Zeit iſt dies bei den zahl⸗
reichen Einbruchdiebsſtählen eine beſonders wich⸗
tige Angelegenheit für alle Rechner . Nach ent⸗

ſprechender Verdankung der lehrreichen Ausführ⸗

ungen und einem Mahnwort an die Herren Kol⸗

legen , den bargeldloſen Zahlungsverkehr durch Er⸗

öffnung eines Poſtſcheckkontos zu fördern , wurde

die Verſammlung vom Herrn Vorſitzenden geſchloſ⸗
ſen . R .

Stadtkdlſe - Buchhdlter .
Die Stelle des Buchhalters mit einem Anfangs —

Gehalt von 3200 , und Höchſtgehalt von 56004

iſt zu beſetzen . Nach erfolgter Probezeit erfolgt An—⸗

ſtellung nach Maßgabe des Beamtenſtatuts mit der

Ausſicht auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung
und auf Anrechnung der bisherigen Staats - und Ge—⸗

meindedienſtjahre .
Bewerber aus der Zahl der geprüften Staats - und

Gemeinderechnungsbeamten wollen ihre Geſuche mit

Lebenslauf und Angabe ihrer ſeitherigen Beſchäftigung
nebſt Zeugniſſen und ihres Militärverhöltniſſes inner —

halb zwei Wochen anher einreichen .

Baden - Baden , den 3. Mai 1918 .

Die Stadtverrechnung :
Wieſt .

Rebisoren - Stelle .
Bei der Stadtgemeinde Baden⸗Baden iſt die

Stelle eines Reviſors im ſtädtiſchen Rechnungsamt
mit einem Anfangsgehalt von 3200 / und Höchſt⸗
gehalt von 5600 zu beſetzen .

Nach erfolgreicher Probezeit erfolgt Anſtellung nach

Maßgabe des Beamtenſtatuts mit der Ausſicht auf

Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung
Die Anrechnung der bisherigen Staats - und Ge —

meindedienſtjahre wird in Ausſicht geſtellt .
Bewerber aus der Zahl der geprüften und im

praktiſchen Dienſt ſtehenden Gemeinde - Rechnungsbeam —
ten wollen ihre Geſuche mit Lebenslauf und Angabe
ihrer ſeitherigen Beſchäftigung nebſt Zengniſſen bin

nen zwei Wochen hierher einreichen und ſich über

ihre Militärverhältniſſe ausweiſen .

Baden⸗Baden , den 2. Mai 1918 .

Der Stadtrat .

f

Sendungen ſind zu richten :
in Angelegenheiten

ſtraße 19 ;

Sur gefälligen Beachtung !

a) des Landgemeindenverbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

b) des Rechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Bürgermeiſter Kaufmann in Grötzingen ; —

C) der Bestellung und des Lersandls der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und
d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

2 Verlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände .
Schriftleitung : Rechnungsrat Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spa

Geſchäftsſtelle in Bonndorf .
chholz & Ehrath , Bonndorf .
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